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Versäumt
ben 30. September nicht!
Der Zentralverband der Handlungsgehib

fen beruht auf dem Vertrauen feiner Mit>

glieder. Die Erkenntnis, daß er die wahre
Vertretung der Angestellteninteressen ist, ist
das Band, das die Mitglieder fest an der Or

ganisation hält.
Wie ganz anders ist es bisher beim Ver>

band deutscher Handlungsgehilfen, beim

Deutschnationalen Handlungsgehilfenverband,
beim Kaufmännischen Verein von 18S8, beim

Kaufmännischen Verband für weibliche Ange
stellte und ähnlichen Vereinen gewesen? Sie

babcn ihre Mitglieder mit allerlei Wortgeklin
gcl angelockt, und wenn dann diese Mitglieder
ihnen enttäuscht wieder den Rücken kehren
wollten — dann verwies man fie auf sie

«atznngsbestimmungen, wonach Austritte nur

zum 31. Dezember eines jeden Jahres zulässig
seien, und zwar auch nur dann, wenn sie späte,
stens. zum 30. September unter gleichzeitiger
Einsendung der bis Schluß des laufenden
Jahres fälligen Beiträge ausgesprochen werden.

Viele Tausende von Handlungsgehilfen,
die nus jenen Vereinen ausgetreten sind, ohne
diese Fristen genau einzuhalten, sind all-

jährlich deswegen vor die bürgerlichen Gerichte
gezogen unö von diesen zur Zahlung der Bei»

träge auch für das jeweils folgende Jahr ver»

urteilt worden. Daher, Kollegen und Kol¬

leginnen, seid auf der Hut! Wer noch in diesen
Vereinen ist, lasse die Frist nicht ungenützt
verstreichen: Kündigt zum 30. September.

Heraus aus den unternehmertreuen Ver¬

bänden, hinein in den Zentralverband der

.Handlungsgehilfen, der der wirkliche Kämpfer
für Eure wirtschaftlichen Forderungen ist.

Demokratie.
Schon seit langen Jahren, die Zeit des

Krieges und der Revolution hindurch, bis

auf den heutigen Tag, tönt in der Hochflut
der seitdem erschienenen Bücher, Aufsätze,
der gehaltenen unzähligen Reden ein Wort

an das Ohr des um seine Freiheit ringenden
Volkes. Das Wort heißt „Demokratie". Mit

einer Leidenschaft und Hartnäckigkeit wird

es immer wieder in die Massen geschleudert
und kann daher seine Wirkung «uf sie
nicht verfehlen.

'

Da das Wort Demokratie

ein Begriff ist, und der Deutung bedarf,
um verstanden zu werden, muß es, zum

Schlagwort erhoben, verwirrend auf diejenigen
einwirken, die nicht zum logischen Nachdenken
erzogen oder nicht dazu befähigt sind.
-Dadurch ist es für viele des Volkes, die sich
ohne selbständiges Denkcn dem Willen ihrer

politischen Führer unterordnen, dcr Pfahl
geworden, an dem fie ihre ins Wanken ge¬

kommene Neberzeugung aufrichten. Für
den Kapitalismus ist es Schild und Waffe.
Eine Negierung aber, die ihr Entstehen der

jetzt bestehenden Demokratie verdankt, be¬

nutzt es als Peitsche, mit der sie die störrisch
gewordenen Untertanen, die die jetzige De,'

mokratie nicht anerkennen, auf den rechten
Weg führen will.

Da das Gesetz Wer die Betriebsräte,
von dem das Wohl und Wehe der deutfchen
Arbeitnehmer abhängt, auch im demokrati¬

schen Sinne aufgebaut werden foll, ist es

für uns Angestellte ein Gebot der Stunde,
einmal kritisch und streng logisch darüber

nachzudenken, ob unter den jetzt bestehenden
Verhältnissen Demokratie überhaupt vor¬

handen ift. ,

Was ist Demokratie? Demokratie ist
„Volksherrschaft". „Gleichberechtigung eines

jeden Menschen". Also Ausübung des Rechtes
und Vollziehung des Willens eines jeden
Staatsangehörigen, ohne Anfehen der Per¬
son zum Wohle aller feiner Mitmenschen.
Hieraus folgt, daß sich der Wille einer Min¬

derheit dem Willen einer Mehrheit unter¬

ordnen muß, wenn sie in ihrem Sterben

nach Höherem, also Vollkommenheit, nicht
behindert wird. Da aber dieses Streben eines

Teiles des Volkes zur Vollkommenheit dem

Wohle des ganzen Volkes zugute kommt, darf
eine Mehrheit diesem Streben keincn Damm

entgegensetzen. Voraussetzung der Demo¬

kratie muß fein, daß alle Angehörigen eines

Volkes frei sind, in der Ausübung ihres
Rechtes und der Vollziehung ihres Willens

nicht behindert werden, und die Vollkommen¬

heit des Volkes foweit fortgeschritten ist, daß
die Unterordnung der Minderheit unter die

Mehrheit ohne Selbstaufgabe geschehen kann.

Demokratie heißt demnach nicht Herrfchaft
nur einer Klasse, oder daraus folgernd, Voll¬

ziehung des Willens nur eines Teiles des

Volkes zu dem Zwecke, den anderen Teil an

seinem Aufstiege zu hindern.
Wie aber zum Bau eines Haufes Grund¬

mauern, so müssen zur Aufrichtung einer

Demokratie die Voraussetzungen dafür vor¬

handen fein, setzen wir uns nun einmal die

Verhältnisse, auf denen die jetzige Demo¬

kratie aufgebaut ist, etwas näher an. Den

Grundsatz aufstellen, eine Demokratie er¬

richten wollen, heißt beweisen, daß das bis¬

herige System undemokratifch war. Es muß

alfo eine Klasse des Volkes vorhanden sein,
die der anderen Klasse gegenüber Vorrechte

hat und diese Vorrechte zur Erreichung, von
Vorteilen im eigenen Interesse ausnutzen

konnte. Es soll nicht Zweck dieser Zeilen sein,
die Berechtigung cincs Vorrechts zur Erlan¬

gung von Vorteilen oder den Besitz der Vorteile

zur Erlangung von Vorrechten vom moralischen

Standpunkte aus zu betrachten: es genügt
die Feststellung der Tatsache, das Vorteile

einer Klasse bestehen. Diese Vorteile können

nur materieller Natur sein, denn geistige
Güter lassen fich nicht erkaufen, nur kann

das Stadium ihrer Entwicklung durch Be¬

sitz materieller Güter mehr oder weniger

beeinflußt werden. Wir schen also das Volk

in zwei Klassen geteilt, in eine mit und eine

ohne Vorteile. Jn der Wirklichkeit nennen

wir sie die «»bemittelte und die bemittelte

oder die besitzlose und die besitzende Klasse.

Die erstere hat außer ihrer körperlichen und

geistigen Arbeitskraft nichts weiter zur Ver¬

fügung, während die letztere außer diesen
beiden Eigenschaften noch materielle Güter

auszuweisen hat. Auf welche Weise und mit

welchem Recht diese Güter erworben sind,
zeigen die folgenden Ausführungen. Die

Grenze zwischen diefen beiden Klassen wird

genau gezogen durch die sich ergebenden
Interessengegensätze, leider aber verwischt
durch nicht genügend ausgebildetes Klassen¬
bewußtfein vieler Unbemittelten, die tö¬

richterweise glauben, ihre Interessen auf dsr

Gegenseite gefördert zu sehen.
Man wird hier einwenden, daß es in

der eigenen Macht eines jeden Vorwärts¬

strebenden liegt, den Uebertritt von der einen

in die andere Klasse vorzunehmen und ihm
Schlvierigkeiten nicht in den Weg gelegt
werden. Demgegenüber muß festgestellt
werden, daß der Uebergang vom Abhängig¬
keitsverhältnis zur Selbständigkeit noch nicht
der Uebertritt vom Besitzlosen zum Be¬

sitzenden bedeutet. Aber auch diefer Ueber¬

gang ist größtenteils durch gewisse Vorteile

und Voraussetzungen bedingt. Sein größtes
Hindernis findet er jedoch in den bestehen¬
den, schweren, wirtschaftlichen Verhältnissen.
Fälle, in denen sich ein Besitzloser allein

durch seine geistigen und körperlichen Kräfte
zum Besitzenden emporgearbeitet lhat, sind
Ausnahmen. Wie überall, fo bestätigt aber

auch hier die Ausnahme die Regel. Zu be¬

dauern ist es allerdings, daß mit dem Uebsr-

gang vom Abhängigkeitsverhältnis zur

Selbständigkeit das Klassenbewußtfein des

einzelnen fast immer verlorengeht.
Betrachten wir nun die Rechte der Mit¬

glieder diefer beiden Gesellschaftsklassen in

der jetzt bestehenden privatkapitalistischen
Wirtschaftsordnung. Sind die Rechte wirk¬

lich gleich? Gesetzlich ja, in der Wirklichkeit
aber nicht, weil der Besitzende dem Besitzlosen

gegenüber Vorteile hat und auf Grund dieser
Vorteile feine Rechte ganz anders ausnutzen
kann. Auch der Einfluß des ausgeübten
Rechtes auf die Allgemeinheit ist ein ganz

anderer, als bei dem Besitzlosen. Dieser kann

seine Rechte in den meisten Fällen nicht aus¬

nutzen, weil ihm die Mittel dazu fehlen und

muß demnach sein Einfluß auf die Allge¬
meinheit auch sehr gering fein. Man kann

sie vergleichen mit zwei Fechtern, von denen

der eine seine Waffe gebrauchen kann, wäh¬
rend sie der andere mit gebundenen Händen
vor seinen Füßen liegen sehen muß.

Sehen wir uns nun einmal die Frucht
dieses unter diesen Umständen ausgeübten
Rechtes des Volkes in der gewählten Regie¬

rung an. Jn der Wahl dieser Regierung
kommt rein äußerlich und jeden Unbefan¬

genen bestechend dcr Grundsatz der reinen

Demokratie klar zur Geltung. Jeder Staats¬

angehörige beider Klassen hat mit wenigen

Wohl begründeten Ausnahmen vom zwan¬

zigsten Jahre an eine Stimme, die er nach

seiner, Ueberzeugung abgeben Lann. Wir.
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sagen rein äußerlich, denn auch die Stim¬

menabgabe kann durch die ausgeübte Macht
der besitzenden Klasse beeinflußt werden.

Viele, nicht klassenbewußte Mitglieder der

Besitzlosen werden aus Unverständnis ihre
Stimme für die besitzende Klasse abgeben.
Wie es auch möglich sein kann, daß einzelne
der besitzenden Klasse aus ethischen oder ide¬

alen Gründen ihre Stimme der Gegenpartei
geben werden.

Wir haben nun zwei Parteien. Auf der

einen Seite die zwar zahlenmäßig starke, aber

in ihrer Macht beschränkte Partei der Besitz¬
losen, auf der anderen Seite die um so stärkere
Macht der Besitzenden, die es verstanden haben,

fich durch ihre Machtmittel eine noch immer

große Zahl von Mitläufern aus den Reihen
der Besitzlosen zu sichern. ,

.

Eine reine klare Demokratie kann nur

in einem Staat ohne privatkapitalistische
Wirtschaftsordnung lebensfähig fein. Nur

durch den reinen Sozialisinus kommen wir

zur reinen Demokratie, nicht umgekehrt.
Darum alle, die ihr immer das Wo>-t

Demokratie im Munde, aber nicht im Herzen

führt, schafft erst die Voraussetzungen der

Demokratie. Gebt nicht nur gleiches Recht

für alle, sondern auch die Möglichkeit, dieses

Recht wirklich voll und ganz auszuüben.
Schafft wirklich freie, gleichberechtigte Men¬

schen, beseitigt die Schranke, den Klassen¬
unterschied, und dann erhebt Anspruch da¬

rauf, wirklich demokratisch zu fein.
Wann unter den jetzt bestehenden Ver¬

hältnissen, die Vollsozialisierung einsetzen
wird, und wie die unter dem Zeichen der

jetzigen Demokratie geschaffenen Gesetze und

Wahlen für die Betriebsräte ausfallen
Werden, ist leicht vorauszusehen. Das Er¬

gebnis derselben wird die Richtigkeit vor¬

stehender Ausführjungen bestätigen.
Hans Graff.

Stellungnahme zu den Betriebs-,

röten
lautete das Thema, über das Kollege Paul
Länge-Berlin am 18. August in Dort¬

mund, am 19. August in Bochum, am

2«. August in Essen, am 21. Auguft in

Düsseldorf und am 22. August in Bar-

men sprach.
Es lag in diesen Tagen der im „Reichs¬

anzeiger" veröffentlichte Gesetzentwurf über

die Betriebsräte vor, in dem das aktive Wahl¬
recht für öie Betriebsräte auf das 18., das

passive Wahlrecht auf das 20. Lebensjahr fest¬
gesetzt wird. Inzwischen hat der Neichsrat der

Nationalversammlung einen nochmals abgeän¬
derten Entwurf vorgelegt, in dcm das aktive

Wahlrecht auf das 20. und das passive Wahl¬
recht auf das 24. Lebensjahr heraufgesetzt wor-

den ist.
Kollege Lange gab den wesentlichen In¬

halt des Entwurfs wieder, der den Wünschen
der Angestellten durchaus nicht entspricht. Es

fehlt in dem Entwurf ein wirkliches Mitbe¬

stimmungsrecht der Angestellten bei Ein¬

stellungen und Entlassungen. Es fehlt darin

auch die Bestimmung, daß der Betriebsrat be¬

rechtigt ist, an der Verwaltung des Betriebes

mitzuwirken. Die Ausführungen dcs Redners

fanden in allen Versammlungen einmütigen
Beifall.

Die Dortmunder Versammlung
fand im großen Saale des Gewerbevereins

statt. Sie faßte folgende Entschließung:
„Die Versammlung betrachtet den vom

Ncichsarbeitsministerium ausgearbeiteten Gesetz¬
entwurf über die Betriebsräte durchaus nicht als

eine Erfüllung des Versprechens der Reichsregie¬
rung, Betriebsräte zu schaffen, die geeignet sind,
dcr Alleinherrschaft der Unternehmer in ihrcn Be¬

trieben ein Ende zu bereiten. Sie erklärt des¬

halb, sich mit einem so gestalteten Betriebsräte¬

gesetz keineswegs zufrieden geben zu, Kiollen^
Die Versammelten sind vielmehr entschlossen,
mit allen Arbeitern und Angestellten gemeinsam
den Kampf um die Schaffung wirklicher Be¬

triebsräte fortzusetzen, die ihnen ein entschei¬
dendes Mitbestimmungsrecht über Einstellung
und Entlassung von Personal, bei den sonstigen
Fragen des Arbeitsrechts und bei der Verwal¬

tung dcs Betriebs gewähren."

In der Versammlung zu Bochum, die

im großen Saale des städtischen Parkhauses
stattfand, erklärte auch der Vertreter des

Deutschirationalen Handlungsgehilfenverban¬
des ausdrücklich seine -Zustimmung zu den

Ausführungen des Redners und der nach¬

stehenden einstimmig angenommenen Ent¬

schließung:
«Die Versammlung ist mit dem Gesetzent¬

wurf über die Betriebsräte nicht zufrieden. Sie

verlangt, daß Einstellungen von Personal und

Kündigungen nur mit vorheriger Zustimmung
des Betriebsrats erfolgen und der Betriebsrat

bei der Verwaltung des Betriebs sowie bei der

Gewinnverteilung entscheidend mitwirkt. Ein

Gesetzentwurf, der diese Bedingungen nicht er¬

füllt, ist für die Angestellter! unannehmbar."

In der freien Aussprache wurde öarauf
hingewiesen, daß nach dein Gesetzentwurf in

Aussicht genommen ist. den Betriebsräten die

Berechtigung zu geben, einen oder zwei Ver¬

treter in den Aufsichtsrat der Betriebe (soweit
siedie Rechtsform von Aktiengesellschaften ufw.
haben) zu entsenden. Eine dementsprechend«
Befugnis müsse auch den Betriebsrätcn bei

den großen staatlichen Versicherungsorganen
gegeben werden' auch bei deren Verwallungs»

instanzen müsscn die Betriebsräte mitwirken.

Die Versammlung in Essen beschloß
nach einer längeren Aussprache ebenfalls ein¬

stimmig:
„Die am AI. August im Städtischen Saalbau

zu Essen tagende Versammlung lehnt den von der

Regierung dem Staatenausschuh vorgelegten
Gesetzentwurf als ungenügend ab.

Die Versammelten verlangen nicht allein

ein volles Mitbestimmungsrecht bei Einstellun¬
gen, Beförderungen und Entlassungen, sondern
entscheidenden Einfluß auf die Gestaltung der

Warenerzeugung und Wavenvcrteilung, damit

der künftige Aufbau der Wirtschaft nicht auf
Kosten der Angestellten geschieht."

In Düsseldorf, wo auch die Binnen¬

schiffahrt stark in Betracht kommt, wurde ein-

stimmig folgende Resolution nach längerer
Aussprache angenommen:

„Die vom Zentralverband der Handlungs¬
gehilfen am 21. August nach der Städtischen

Tonhalle in Düsseldorf einberufene Vcrsamm¬

lung lehnt den von der Negierung der Natio¬

nalversammlung vorgelegten Gesetzentwurf als

ungenügend ab.

Die Versammelten verlangen nicht allein ein

volles Mitbestimmungsrecht bei Einstellungen,

Beförderungen und Entlassungen, sondern ent¬

scheidenden Einfluß auf die Gestaltung der

Warenerzeugung und Warenverteilung, damit

der künftige Aufbau der Wirtschaft nicht auf

Kosten dcr Angestellten geschieht.
Ferner verlangt sie für die Binnenschiff-

fahrt Betriebsräte, da keinerlei Grund vorliegt,

sie für diesen Wirtschaftszweig nicht zu bilden."

Auch in der Elberfelder Versamm¬

lung, die allerdings sehr schwach bcsucht war,

herrschte Einmütigkeit, die in folgendem Be¬

schluß zum Ausdruck kam:

«Die am W. August in Barmen-Elberfeld
tagende, vom Zentralverband der Handlungsge¬
hilfen einberufene Versammlung ist mit dem Ge¬

setzentwurf über die Betriebsräte nicht zufrieden,
Sie verlangt, daß ohne vorherige Zustimmung
des Betriebsrats Einstellungen oder Entlassungen
nicht erfolgen dürfen, und daß der Betriebsrat

an der Leitung und Verwaltung der Betriebe be¬

teiligt wird."

Der Verlauf der Versammlungen zeigt,
wie sehr die Angestellten den Wert wirklicher

Betriebsräte erkannt haben, wie wenig sie ge¬

willt sind, sich mit Einrichtungen abzufinden,
die lediglich den Namen Betriebsräte führcn.
Die Angestellten wollen nicht nur, Arbeits¬

kräfte sein, die von der Willkür des Unter¬

nehmers abhängen, sie wollen vielmehr dei der

Regelung dcr Arbeitsverhältnisse und bci dcr

Verwaltung der Betriebe sclbst mitwirken.

Zum Streik im Leipziger Buch

Im Frühjahr dieses Jahres war es den

Unternehmern im Buchhandel gelungen, den

Angestellten, die durch die Revolution etwas

aufgerüttelt worden waren, einen Tarif aufzu-

zwingen, bei dessen Unterzeichnung sich schon
die Beteiligten insgesamt darüber klar waren,

daß dieser Tarif nur ein Stückwerk ift, der

im Buchhandel nur den einen Vorteil mit sich
brachte, daß er eine Grundlage schuf, auf der

nunmehr weitergearbeitet werden konnte. Es

wäre Wohl möglich gewesen, einen bedeutend

besseren Tarif zustande zu bringen, aber das

Gesamtbild innerhalb der Angestelltenschaft des

Buchhandels zeigte in zu deutlichen Zügen,
daß die Mchrheit noch nicht reif war, einen

Kampf gerade init dem Unternehmertum im

Buchhandel, über dessen borniertes und dikta¬

torisches Verhalten wir uns schon damals nicht
täuschten, mit voller Kraft durchzuführen.

Die Praxis und die vielen Streitigkeiten
vor dem Schlichtungsausschuß förderten nun

ungemein viel wertvolles Material an das

Tageslicht, das unsere Auffassung bestätigte,
daß der Tarif Wirkungen auslöse, die nicht

zum Vorteile, sondern zum Schaden der An¬

gestellten waren. Zum guten Teile lag es

felbftverftändlich daran, daß die Unternehmer

sich besonders befleißigten, die buchhänblerijch
gebildeten Kräfte nur in beschränktem Maße

zu beschäftigen, dafür jedoch mehr kaufmänni¬
sche Angestellte, die infolge des ungünstigen
Tarifes eine billigere Arbeitskraft waren, uno

das gleiche leisteten. Gerade hier zeigte sich,
daß die von den Unternehmern immer so in

den Vordergrund dcr Verhandlungen gerückte
„Bezahlung nach Fachkenntnisfen" in Wirklich¬
keit gar nicht besteht, sondern daß es ein un¬

leugbarer Usus ist, mit möglichst billigen
Arbeitskräften zu arbeiten.

Wie lagen nunmehr die Dinge im Leip¬
ziger Buchhandel?

Die Unternchiner rühnum sich immcr

damit, daß sie die besseren Kräfte weit über

den Tarif besohlten, eine Behauptung, für
die nur einige Ausnahmen von der

Regel zeugen. Tatsache ist vielmehr, daß
die Angestellten Hungergehälter erhielten,
öie es ihnen nicht ermöglichten, selbst
nur die „rationierten" Lebensmittcl zu

Kufen! Diese elende Bezahlung hat so¬

gar soweit geführt, daß ein großer Teil der

Angestellten aus der wirtschaftlichen Not her^
aus gezwungen war, sich irgendeinen Neben¬

erwerb zu verschaffen odcr von Monat zii

Monat mit Vorschuß zu arbeiten. Aber auch
weiterhin — und das kann auch hier offen

ausgesprochen werdcn — hat diese erbärmliche

Bezahlung manchem Kollegen uird manchcr

Kollegin den Anstoß zu Handlungen gegeben,
die man nicht billigen kann.

Aus dieser Not heraus sahen sich die An¬

gestellten gezwungen, den Tarif zu kündigen.
Vom Nngestelltenverband für das Buch- und

ZeitungSgcwerbe sowie unserem Zentralver¬
band der Handlungsgehilfen Wurde ein Lei-

stungstarif ausgearbeitet und dem Leipziger
Arbeitgeberverband des Buchhandels unter¬

breitet. Anfangs waren diese beiden genann¬

ten Organisationen von der überwiegenden

Mehrheit der Angestellten mit der Interessen.
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Vertretung bei den kommenden Tarisverhand-
lungen beauftragt, worden. Die Unternehmer
jedoch erklärten, sie könnten nicht eher mit

uns verhandeln, als bis wir mit den „bürger-
kichert" Verbänden eine Arbeitsgemeinschaft
bilden würden I Es ist bezeichnend, daß gerade
die Unternehmer so großen Wert darauf leg¬
ten, daß' die angebliche „Einheitsfront" zu¬

stande kam, und es bestand in unseren Reihen
kein Zweifel darüber, daß man auf seiten der

Unternehmer glaubte, den streng gewerkschaft'
lichen Geist der beiden führenden freigewerk»
fchaftlichen Organisationen zu brechen und die

bereits aufgestellte Tarifkommission mit einer

„Kuhhandeisstimmuna" zu durchsetzen.
Und wenn nunmehr die Angestellten dem

entgegenkamen und den bürgerlichen Verbän¬

den in der neungliedrigen Kommission drei

Sitze einräumten, so geschah dies aus Grün¬

den, die im folgenden noch behandelt werden.

Die Unternehmer erklärten nämlich weiterhin,
daß die Forderungen der Angestcllten über¬

spannt seien und brachtcn auch zum Ausdruck,
daß die Voraussetzungen für einen Abbau der

Gehälter näher gerückt wären!

Diese Antwort der Unternehmer ließ die

Angestellten nicht im geringsten darüber ini

Zweifel, daß wir vor einem schweren Kampfe
stehen, und fie bildeten öeshalb eine Kampf¬
front, um als geschlossener Block dem Unter¬

nehmertum gegenüberzustehen.
Es erfolgte nunmehr auf unser weiteres

Vorgehen von den Arbeitgebern eine Antwort,
die wir bereits in Nr. 17 unserer Vsrbands-

zeiiuza zum Abdruck brachten, anschließend
daran den Bericht über die Versammlung, in

der die Angestellten einstimmig den Streik be-

schloffen haben.
Drei Wochen bereits stehen die Buchhan-

dclsangeftclltcn im Kampfe, ungebrochen, mit

bewmrdcrnswerter Ausdauer und gutem
Kampstsgeist. Nur eine kleine Minderheit ist
es, die so ehr- und gesinnungslos ist, den

kämpfenden Kolleginnen und Kollegcn in den

Rücken zu fallen, um Streirbrccherarbeit zu

leisten. Das Unternehmertum selbstverständlich
versucht mit allen ihm zur Verfügung stehen¬
den Mitteln den Streik zunichte zn machcn;
die meist angeiMnoten sind Kündigungen,
haltlose Versprechungen, Arbeiten bei her¬
untergelassenen Vorhängen und in nächtlicher
Stunde, Nosketruppen, Schutzmannschaft und

anoeres mehr. Bis jetzt ist es ihnen noch nicht
gelungen, die Front zu durchbrechen, und fo
haben sie nunmehr die Hoffnungen auf den

1. September verlegt, weil sie glauben, daß
es uns nicht möglich sein wird, den Streik

über den 1. September hinaus zu führen.
Nachdem nun der anfangs angerufene Tc-

mobilmachungskommisfar sich nicht als fähig
erwies, eine wirksame Vermittlung der beiden

Parteien 'herbeizuführen, sondern vielmchr
durch sein einseitiges Verhandeln mit den Ar¬

beitgebern die berechtigte Meinung der Partei¬
lichkeit für die Unternehmer bei deu streiken¬

den hervorrief, gingen wir vor den Schlich¬
tungsausschuß, der am 20. August folgenden
Schiedsspruch fällte:

1. Den Parteien wird aufgegeben, sofort
über den Abschluß des beabsichtigten Tarifver¬
trages in gemeinsame Verh«idlungen einzu¬
treten und diese Verhandlungen spätestens bis

zum IS. September d. I. zu Ende zu führen
2. Bei diesen Verhandlungen 'ist, ausgehend

von dein bisherigen Tarife, bei der Klassenein¬
teilung der Angestellten außer dein Lebensalter

und dcr Vorbildung auch die Leistung und Be¬

schäftigungsart entsprechend zu berücksichtigen.
3. Sollten die Parteien über den oder jenen

Punkt des neuen Tarifvertrages eine Einigung
nicht erzielen, fo wird ihnen aicheimgegciben, er¬

neut dcn Schlichtungsausschuß anzurufen.
4. Sollten die VerlMndlnngen über den neuen

Tarifvertrag bis zum IS. Scptcmbcr 1313 zu

einer Einigung noch nicht geführt haben, so ist
dem neuen Tarifverträge rückwirkende Kraft vom

IS. September 191S ab zu verleihen,
5. Für die Zeit bis zum IS. September ISIS

ist den Angestellten auf die in dem alten Tarif¬
vertrage festgesetzten Gehaltssätze ein Zuschlag
von 40 Proz. zu gewähren. Soweit bei emzelnen
Angestellten höhere Gehaltssätze in Frage kommen,
sind diese nicht herabzusetzen

6. Die Arbeit ist sofort wieder

aufzunehmen. Die infolge der Arbeits¬

niederlegung vorgenommenen Kündigungen und

Entlannngen sind rückgängig zu machen. Maß¬
regelungen wegen der Arbeitsniederlegung dürfen
von beiden Seiten nicht erfolgen.

7. Die Parteicn -haben bis 22. d. Mts,

mittags 12 Uhr schriftlich beim Schlichtungsaus¬
fchuß zu erklären, vb sie sich dein Schiedsspruch
unterwerfen!.

Die Streikenden nahmen in einer Ver¬

sammlung am 21. August hierzu Stellung.
Ueber die Verhandlungen im schlichtungsaus¬
schuß berichtete Kollege A. Kliem. Selbst
hier wieder versuchten die Unternehm«: mit

der bekannten Hartnäckigkeit und Borniertheit
die Forderungen der Angestellten als unberech¬
tigt und unerfüllbar hinzustellen. Sie ver¬

suchten immer wieder, den alten Tarif ins

Treffen zu bringen, wobei sie allerdings oft¬
mals unglücklich operierten. Der Sckilichtungs-
ausschuß hat sich in seiner Gesamtheit bemüht,
zu einem möglichst unparteiischen Urteile zu

gelangen. Jn einer Erklärung, die die Unter¬

nehmer nach einer kurzen Beratung vor dem

Schlichtungsausschusse abgaben, wurde zum

Ausdruck gebracht, daß man sich im Höchstfalle
nur dazu bereit erklären könne, den Angestell¬
ten im Zwischeichuchhandel 20 Proz. und denen

im Verlag usw, 25 Proz. Zulage auf die Tarif¬
gehälter zu gewähren. Der schlichtungsaus¬
schuß hüt sich daraufhin sofort zurückgezogen
und den bereits bekannten Schiedsspruch ge¬

fällt. Der Referent betonte weiter, daß es

notwcndig ist, dcn Schiedsspruch init kühler
uud nüchterner Ucbsrlegung zu prüfen und bei

der Entscheidung, ob man ihn annehmen oder

ablehnen solle, in Erwägung zu ziehen, daß
die Streikenden die größte Sympathie der

Oeffentlichkeit auf ihrer Seite haben, und daß
cs ein Gebot dcr Stunde ist, auch in dieser
Situation mit derselben Geschlossenheit einen

Entschluß zu fasscn wie bci Beginn des Streiks.

Di>ese Ausführungen wurden lebhaft be¬

grüßt und die darauffolgenden Diskussions¬
redner sprachen sich für eine Annahme des

Schiedsspruches aus. Von einigen je¬
doch wnrde betont, daß sie das Resultat noch
nicht völlig befriedige, aber jetzt wäre der erste

Abschnitt des Kampfes abgeschlossen nnd die

Streikenden seien der festen Ueberzeugung,
daß die Tarifkommisfion init größter Be¬

mühung dafür sorgen wird, daß die gerechten
Forderungen der Angestellten erfüllt werden.

Kollege Kliem brachte in seinem Schluß¬
wort nochmals zum Ausdruck, daß Wohl noch
eine Anzahl Fragen offengeblieben feien, aber

die Annahme des Schiedsspruches nicht im ge¬

ringsten als eine Niederlage der Streikenden

angesehen werden kann. Im vollen Bewußt¬

sein unserer Kraft haben wir den Kampf auf¬

genommen und ungebrochen kehren wir m die

Betriebe zurück, aber nicht eher, als

bis die Streikleitung dazu auf¬
ruft. Der Geist in ^unseren Reihen ist so,

daß wir bis zur letzten Minute im Kampfe
verharren könncn.

Von dcn Versammelten stimmten 33 Proz.
für Annahme, ü Proz. dagegen, die übrigen
enthielten sich der Stimme.

Die Arbeitgeber des Buchhan¬
dels jedoch haben den Schieds¬

spruch abgelehnt mit einer Begrün¬

dung, die zweifelsohne erkennen läßt, daß die

Unternehmer im Buchhandel niit brutaler

Zähigkeit versuchen, den Streik bis auf die

Spitze zu treiben und hier eine Machtprobe
zu statuieren, die man ganz offen als brutale

Gegenrevolution auf wirtschaft¬
lichem Gebiete bezeichnen muß.

Das ganze Treiben dieses bornierten und

dreisten Utttcriiehmertni'.is hier im Buchhandel
läuft nur darauf hinaus, die Kampffront der

Angestellten zu durchbrechen, damit der Streik

recht bald in fich zusammenbrechen soll, und

sie somit wieder in die Lage kommcn, ans den

Knochen ihrcr Angcsiellten den Profit heraus-
Pressen zu können, den diese Gesellschaft noch
heute zu beanspruchen glaubt. Sie habest es

ja wiederholt bei den Verhandlungen offen
ausgesprochen: Und wcnn die Not der Ange¬
stellten noch so groß wäre, könnten sie die

Forderungen nicht bewilligen, sondern würden

ihre Betriebe schließen und ihr Kapital dort an¬

legen, wo der Profit cin rccht großer ist. Aus

diefen Worten klingt eine dreiste Verachtung
der Angestellten, die nur dadurch beantwortet

werden kann, daß die Streikenden fest zu¬

sammenstehen, weiterhin die Solidarität be¬

wahren und mit der gleichen Zähigkeit den

„Kcwitalshyänen" im Buchhandel zeigen, l>aß
sie eben nicht geroillt sind, weiterhin am

Hungertuchs zu nagen, damit die Unterneh¬
mer nur den Profit in ihre Tasche stecken kön¬

nen, «uf den sic inimer noch pochen, weil sie
nach ihren eigenen Worten die Brotherren
seien, ohne die die Angestellten nicht leben

könnten!

Inzwischen haben wir nun den Temobil-

machnngskommissar ersucht, den SchiedSipruch
fiir verbindlich zu erklären. Wie wir jedoch er¬

fahren haben, ist von seiten des Demobil»

machungskommissars das sächsische Wirtfchafts-
Ministerium und sogar das Reichsarbeitsamt
angerufen worden. Es steht nun noch zu er-

ivarten, inwieweit diese Regierungsstellen ver¬

mittelnd eingreifen. Zu große Hoffnungen
dürfen Wohl in Anbetracht der gefammelten
Erfahrungen nicht ausgesprochen wcrden. Und

so heißt es denn für die Angestellten im Buch¬
handel, mit größter Solidarität weiterkämpfen.

Zur Seite stehen ihnen noch die Buchhan-,
delsmarkthelfer, die fich ebenfalls seit 14 Ta¬

gen im streik befinden.
Das Barometer unserer Zeit steht auf

„Kampf", und es ist Pflicht der gesamten An¬

geftelltenschaft, den streitenden Angestellten, ob

ini Buchhandel, Bankgewerbe oder sonst irgend¬
wo, die weitgehendste Solidarität entgegenzu¬
bringen.

Leipzig, 27. August. - e —

SsMburgsr Bankbeamiensirsik.
Unvermittelt hat der Abwchrstrcik der Bank>

angestclltcn scin Ende gefunden. Ucberraschcud
nicht nur für die Außenstehenden, sondern auch
sür Kenner der Angestelltenbcwcgung war der

plötzliche Abbruch. Bis zum letzten Augenblick
war nach außen die Einigkeit der Streikenden

dokumentiert. Noch wenige Stunden vor dein

Abbruch öes Streiks kam zum Ausdruck, daß die

Bankangestellten sich stark genug suhlten, allein

dcn ihnen ausgezwungcuen Kampf mit den Un¬

ternehmern fortzuführen. Die Siegeszuversicht
und Entschlossenheit war so groß, daß man cs

ablehnte, dcn Sympathiestreik aller übrigen An¬

gestellten zu fordern. Dcr finanziellen Unter¬

stützung war man gewiß, und mnn hatte die Ge¬

währ, daß die finanzielle Seite keinen Anlaß zu

einer Niederlage geben würde. Arbeitswillige
waren vorhanden, aber angesichts dcr Zahl der

Streikenden in so geringem Umfange, daß sie
praktisch nicht in« Gewicht fielcn. Die Macht¬
mittel der Streikenden ivaren noch lauge nicht
erschöpft, und die Tauer und oer Stand des

Streiks konnten keine Urjache für eine plötzliche
Beendigung sein.

Einzig in der Geschichte der Arbcitnehmcr-
bewegung ist die Tatsache, daß trotz dcs ein¬

mütigen Besch.'usscs der Streikenden, im Aus¬

stand zu verharren, wenige Stundcn später die
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Streikleitung über den Kopf der Streikenden hin¬
weg und ohne eine Beschlußfassung der Streiken¬

den herbeizuführen, die bedingungslose Wieder¬

aufnahme der Arbeit empfahl.
Es heißt vor der Wirklichkeit die Augen ver¬

schließen, wenn nachträglich die Regierung und

vor allen Dingen das Neichsarbeitsministerium
für den unglücklichen Verlaus des Streiks ver¬

antwortlich geinacht wird. Es war von jeher das

Unglück der Angestelltenbemegung, daß man sich
beim Kampf mit dem Unternehmertum nicht auf
seine eigenen Kräfte verließ, sondern oie allein

seligmachende Hilfe von gesetzgebenden Gewalten

erwartete. So war eS vor dem Krieg, fo war

es während des Krieges und selbst nachdem die

Tatsachen immer wieder darauf hingewiesen ha¬
ben, daß die eigene Macht und nicht die anderer

zum Erfolge führt, haben auch hier die Bankan¬

gestellten für ihre Bewegnng eine Voraussetzung
gewählt, die zum Mißerfolg führen mußte. Ge¬

wiß, auf gewerkschaftlich ungeschulte Kreise mußte
die Parteilichkeit der Neichswehrtruppcn eincn

starken Eindruck machcn. Mit Wioerstnnden die¬

ser Art hat die Arbeiterbewegung zur Zeit der

kaiserlichen Negierung jahrzehntelang kämpfen
müsscn, und die Arbeiterschaft ist spielend mit

solchcn Widerständen und mit Schlimmcrem fertig
geworden. Im Gegenteil! Gerade solche poli¬
zeilichen oder militärischen Maßnahmen stärkten
die Kampfesfrendigkcit und Widerstandskraft der

Arbeitnehmer im wirtschaftlichen Kampf. Es

blieb den Angestellten überlassen, sich von diesen
militärischen Maßnahmen mit ins Bockshorn ja¬
gen zu lasten. Die einseitige Stellungnahme der

bürgerlichen Pre^e in diesem Kampf tat ihr
übriges. ES war ein schwerer Fehler, nachdem
man nun die geschlossene Front der Unternehmer
sah, alles Heil in diesem Kampfe von der Regie¬
rung zu erwarten. Gewiß, eine Regierung wie

die heutige hat die Verpflichtung, die Interessen
der Arbeitnehmerschaft in höherem Maße wahr¬
zunehmen, als es srühcr dcr Fall war. Eine Re¬

gierung in der heutigen Zeit hat aber auch die

Verpflichtung, unparteiisch zu sein, und darum

konnte nur die Regierung zur Schlichtung der

Differenzen in Anspruch genommen werden. Es

rst unfinnig, und führt zu Trugschlüssen, den

Angestcllten zu erzählen, daß die „sozialistische"
Regierung versagt hat. Wir haben keine sozia¬
listische Regierung; denn dadurch, daß einzelne
Minister parteipolitisch sozialistisch orientiert

sind, ist die Voraussetzung für ein sozialistisches
Staatswesen noch lange nicht gegeben. Unter einer

kaiserlichen Ncgicrung wäre voraussichtlich das

Ende eines Bankangestelltenstreiks ein viel

schlimmeres und folgenschcrcres gewesen als

das jetzige.
Ursache des Zusammenbruchs ist vor allen

Dingen die mangelnde gewerkschaftliche Schulung
der Angestellten gewesen. Darüber müssen sich
auch die Angestellten klar sein, dnß die Waffe des

Streiks nur dann erfolgreich geschwungen werden

kann, wenn fie von Arbeitnehmern gehandhabt
tvird, die mit dieser Masse umzugehen wissen.
Jahrzehntelang hat sich dic Angestelltenbewegung
in einem Fahrwasser bewegt, das die gewerk¬
schaftlichen Kampfmittel verwarf. Ebenso lange
betrachtete sich die Angestelltenschaft als eine ab¬

geschlossene Kaste, die es ablehnte, nach den

Mustern der Arbeitergewerkschafteu sich bessere
Gehalts- und Arbeitsbedingungen zu erringen.
Der Gedanke, daß die Angestellten ein besonderer
Stand mit besonderen Aufgaben und besonderen
Zielen sei, wurde systematisch den Angestellten
aufgedrängt. Die Erkenntnis, daß auch die An¬

gestellten lediglich Arbeitnehmer sind und zur

Klasse der Arbeitnehmerschaft gehören, findet
heuie noch schwer Eingang in die Köpfe der An¬

gestellten. Die Tatsache, daß zwischen Kapital und

Arbeit keine Harmonie vorhanden ist, daß sich
die Gegensätze nicht ausgleichen lasscn, werden

noch immcr vielen Angestellten nicht einleuchten.
Man glaubt in Angestelltenkreisen, daß eine

Brücke vom Kapitalismus zur .Arbeit geschlagen
werden kann, und daß über diese Brücke die An¬

gestellten gehen können. Man verlangt immer

wieder, und selbst die gewaltige politische Um¬

wälzung hat hier keine Aenderung schassen kön¬

nen, daß das Unternehmertum auch den Ange¬
stellten als AusbeutungsobjeZt betrachtet, und

daß der Unternehmer seinen mühelosen Gewinn

erzielen wird, auch auf Kosten der Angestellten.
Jahrzehntelang hat man Mittelstandspolitik be¬

trieben, die zwischen Kopf- und Handarbeitern
einc Kluft schaffte, von der nur der Unternehmer
einen Vorteil hatte. Eine Kluft, die dazu ge¬

führt hat, daß die Angestellten ihre Tätigkeit un¬

ter Gehalts- und Arbeitsbedingungen zu ver¬

richten haben, die das Gespött derjenigen hervor¬
rufen, die durch eine konsequente Arbeitnehmer-
Politik längst in dem Besitz zeitgemäßer Lohn-
und Arbeitsbedingungen sind. Hättcn die Ange¬
stellten schon zu Friedenszeiten sich auf dcn

Standpunkt der Arbeitnehmerpolitik gestellt, sich
freigemacht von all den Dingen^ die mit der Mit¬

telstandspolitik zusammenhängen, und die nun¬

mehr der Angcstclltcnschaft wie ein Stein am

Bein hängen, dann hätte auch der Streik dcr

Bankangestellten mit eincm anderen Ergebnis
geendet.

Bereitwilligst hatte die fteigcwerkschaftliche

Organisation der übrigcn Angestellten den Bank¬

angestellten ihre Sympathie bekundet. Mchr als

einmal hatten sie zum Ausdruck gebracht, daß sie
bereit seien, auch ihre Mncht zuguustcn der Bank¬

angestellten in die Wagschale zu werfen. Gewiß,
es zeugt von einem hohen Maß von Verantwort-

lichkei'tsgefiihl, wenn die streikenden Bankange¬

stellten mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Fol¬
gen den Sympathiestreik der übrigen Angcstelltcn
nnr als letztes Mittel in Anspruch nehmen woll¬

ten. Aber es zeugt auch von Mangel an gewerk¬
schaftlichem Taktgcfühl, wenn in öffentlichen
Versammlungen, in denen die Unternebmer ihre
Berichterstatter hatten, den von der Bewegung
Erfaßten vor diesem Sympathiestreik graulich ge¬

macht wurde, und erklärt wcrden konnte, daß
dann viele Streikende lieber wicdcr in den Betrieb

gingen, als diesen dargebrachten Sympathiestreik
anzunehmen. Gewerkschaftlich Geschulte hätten
eine solche Erklärung dazu benutzt, um die

Kampfesfreudigkeir in sich selbst zu stärken, und

sie hätten, ehe sie zu Kreuz gekrochen wären, auch
von dieser Waffe des gewerkschaftlichen Kampfes
Gebrauch gemacht denn die Verantwortung für
die Folgen eines solchen Sympathiestreiks trügen
letzten Endes nicht die Streikenden, sondern jene,
die den Angestellten den Streik cmfgezwungen
hatten, nämlich die Unternehmer.

Auch die Beteiligung des gelben Deutschen
Bankbeamtenvcrcins war bedenklich. Dcr innere

Feind war von vornherein in dcr Bewegung vor¬

handen und es war ein böses Omen, daß syste¬
matisch vom ersten Tage des Streiks an die Gel¬

ben versuchten, die Kampfeslust und Siegeszu¬
versicht der Streikenden zu dämpfen und zu be¬

einträchtigen. Die Gegensätze zwischen wirtschafts¬
friedlich und freigowerkschaftlich siud so groß,
daß sie sich auch bei einem Kampf nicht ausmerzen

lassen, und sie müssen naturgemäß auf die an

ihrem Kampf Beteiligten ihre Schatten werfen.
Hinzu kommt, daß die Angcstelltenbewegung neu¬

eren Datums, eigentlich erst seit der Revolution

auf der Bildfläche erschienen ist, und eine so
junge Bewcgung muß naturgemäß zuerst in die

Breite und dann in die Tiefe gehen. Bei den

Bankangestellten ist sie anscheinend nur in die

Breite gegangen, und es fehlte die Zeit, den inne¬

ren Ausbau der Bewegung vorzunehmen Daher
kam, daß auch bei diesem Streik viele Angestellte
beteiligt waren, denen der eigene Mut graulich
machte, und die sich vor den Konsequenzen des

gewerkschaftlichen Kampfes fürchteten. Anch von

der Arbeitnehmerschaft fordert der wirtschaftliche
Kampf Opfer, und es ist ein gefährlicher Glaube,
daß die Angestellten wie in den ersten Tagen
dcr Revolution unter allen Umständen mit einem

Erfolg rechnen können. Was im November, De¬

zember 1313 und in den späteren Wochcn möglich
wnr, ist nicht für alle Zeiten gegeben, und auch
die Angestellten haben dnmit zu rechnen, daß das

Unternehmertum die Zcit seit der Nevolutiou

nicht ungenutzt hnt verstreichen lassen. Auch sie
haben ihre Organisationen gestärkt und gefestigt,
sich von den seelischen Depressionen, die die Revolu¬

tion für die Unternehmer mitbrachten, zum Teil

erholt. Vor allen Dingen wissen sie, was für sie
auf dem Spiele steht. Die Unternehmer sind be¬

reit, das Aeußerste zu wagen, um ihre alte Macht
wiederzuerlangen. Bei ihnen ist die Angst vor

der eigenen Courage nicht zu Hause, denn sie
wissen, was jede Niederlage für sie bedeutet. Sie

waren und sind bereit, das Aeußerste zu wagen,
um schrittweise wieder ihre frühere Macht zu er¬

langen.
Es ist kein Zufall, daß die Unternehmer ge¬

rade bei den Bankangestellten cs zum Aeußerstcn
kommen ließen, und alle Mittel anwandten, um

aus diesem Kampf als Sieger hervorzugehen.
Die Forderung an sich spielte nur eine unter¬

geordnete Rolle. Es war kein Kampf vm das

Geld, sondern ein Kampf um die MnclM Charak¬
terisierend ist, daß der stärkste Teil des Unter¬

nehmertums, die Banken, ins Tressen geschickt
wurden, um zu beweisen, daß auch das Unter¬

nehmertum weiß, um was es geht, und es ist kein

Zufall, 'daß man gerade die schwächste Stelle der

Arbeitnehmerbewegung sich aussuchte, um den

ersten Stoß gcgen die Arbeitnehmerschaft auszu¬
führen. Der Stoß ist gelungen, „nd es ist damit

zu rechnen, daß es bci diesem ersten Stoß nicht
bleiben wird. Die Unternehmer wittern Mor¬

genluft, und sie werden alle ihnen zu Gebote

stehenden Mittel anwenden, um den Druck, der

auf ihnen lastet, los zu werden. Darum ist der

Kampf der Bankangestellten auch nicht nur ein

Kampf dicser gewesen, sondern er war das Vor¬

spiel der kommenden Auseinandersetzungen zwi¬
schen Kapital und Arbeit auf wirtschaftlichem Ge¬

biete. Es muß damit gerechnet werden, daß an¬

dere Angestelltenkreise demnächst in große Kämpfe
verwickelt werden, daß man bewußt auf die Nie-

derriiigung aller Arbeitnehmer, aller Kopf- und

Handarbeiter hinzielt. Was wir seit den Novem-

bcrtagen an wirtschaftlichen Kämpfen gehabt ha¬
ben, ist nur ein Abklatsch dessen, was bevorsteht,
und wahrlich, sie Wülsten den richtigen Zeitpnnkt,
die Unternehmer. Die Selbstzerfleischung der

Arbeitnehmer auf politischem Gebiete gibt den

Unternehmern berechtigten Anlaß zn glauben,
daß jetzt die Zeit gekommen sei, die frühere Macht
dcs Kapitals zu neuem Leben zu erwecken. Die

noch festen Gefüge der frcien Gewerkschaften dcr

Handarbeiter lassen den Glauben zu, daß der
Sturm des Unternehmertums bei den Handar¬
beitern zerschellen wird. Die Zersplitternug in
der Angestelltenbewegung, der Mangel an ge¬

werkschaftlicher Schulung bei den Angestellten
läßt die schlimme Vermutung auftauche?., daß
hier die Unternehmer ein leichteres Spiel haben
wcrden.

Der Ausgang des Streiks der Bankangestell¬
ten ist ein Mcne Tekel für alle Angestelltenkreise.
Wer Augen hat zu sehen, der erkenne, daß der

engste Zusammenschluß in den freigewerkschaft¬
lichen Organisationen der Angestellten die ein¬

zigste Möglichkeit ist, den Äbwehrkampf zu be¬

stehen. Wer abseits steht, wer hier noch Mittel¬

standspolitik betreiben will, wer die Anaestellten
abhält, sich auf den Boden der reinen Arbeitneh¬
merpolitik zu stellen, der macht die Geschäfte des

Unternehmertums, und versündigt sich ni

schwerster Weise gegen die Interessen der Arbeit¬

nehmerschaft, -

Noch eins! Darüber müssen sich die Ange¬
stellten auch klar scin, daß alle diese Auseinan¬

dersetzungen mit dem Unternehmertum eine end¬

gültige Lösung der sozialen und wirtschaftlichen
Probleme für die Angestellten nicht darstellen,
und daß die jetzt von den Angestellten eifrigst be¬

triebene Tarifpolitik lediglich eine Etnppe ist.
Die endgültige Lösung aller wirtschaftliche,! uiid

sozialen Fragen der Angestelltenschaft wird erst
kommen, wenn an Stelle der kapitalistischen
Wirtschaft die höhere Form der Wirtschaft, die

sozialistische getreten ist. Würdelos haben bis

zum heutigen Tag sich viele, viele Angcstclltc
vom Unternehmertum gegeneinander ausspielen
lassen. Planlos und wirkungslos sind die An¬

gestellteninteressen von den wirtschaftsfriedlichen
Organisationen vertreten wordcn. Kraftlos wur¬

den Schläge seitens der Angestellten gegcn die

Unternehmer geführt. Kraftvoll, planvoll, wür¬

devoll zu kämpfen ist die Zvtunftsaufgabe der

Nugestclltenschaft. Diefe Aufgabe kann voll er¬

füllt werden, wenn die Angestellten sich durch
diesen Erfolg des Unternehmertums im Bnnkan-

gestelltenstreik nicht bluffen lassen, sondern sich
durch die Stärkung der sreigewerkschaftlichen
Organisationen eine schlagkräftisie Ornanisntion
schaffen. John Ehrenteit.

Es könnte zu Mißverständnissen führen,
wenn das Verhalten der Regierung selbst nicht
auch kritisiert würde. Es ist einfach ein Skan¬

dal, daß Militär gegen streikende Bankbeamte los¬

geschickt wird. Wo blieben denn die entsprechen¬
den energischen Maßnahmen der Negierung, als

die Bankleitungen den Schiedsspruch ablehnten 5
Red.
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Zum Streik bei ben Provisions-
Generalagenten.

Der Schlichtungsausschuß hat in der

Sitzung im Neichsarbeitsministerium am

21. August 1919, an der teilgenommen haben:
Gaßner, Landrichter, Referent im

Neichsarbeitsministerium, als Vorsitzender;
Kubierschky, Fabrikdirektor, Berlin;

E. Joseph, Apotheker, Berlin; N. Nort°

mann, Generaldirektor, Bcrlin, als Arbeit»

geberbeifitzer;
Lamb recht, Kassenangestellter, Ber¬

lin; Kudajewski, Bureauvorsteher, Ber¬

lin; Ewert, Berlin, als Arbeitnehmer¬
beisitzer, folgenden Schiedsspruch abgegeben:

Der Schlichtungsausschuß erachtet es

nicht für begründet, wenn die Arbeit, zu dcr

ein Angestellter vertraglich verpflichtet ist, aus

anderen als gesetzlichen Gründen verweigert
wird. Die Begründung damit, daß einem An¬

gestellten keine Streikarbeit zugemutet werden

kann, entbehrt.d,er gesetzlichen Grundlage.
Sachlich aber hält es der, Schlichtungs-

ausschuß für eine Pflicht der Direktionen der

Versicherungsgesellschaften, alles in ihrer
Bracht stehende zu tun, um zu veranlassen, daß
auch bei den Provisionsgeneralagenturen
gleichwertige Arbeitskräfte in gleicher Weise
wie bei den Direktionen, also nach dem Tarif
besoldet werden.

Sollte die Erhöhung von Angestellten-
einkommen bei den Agenturen infolge dieser
Verpflichtung wegen der jetzigen Provisions¬
und Zuschußsätze nicht ohne weiteres erreichbar
sein, so wird den Direktionen dringend emp¬

fohlen, durch entsprechende Aenderung der

Provisions- und Zuschußsätze Abhilfe zu

schaffen.
Maßregelnngen gegen Direktionsange-

stellte aus Anlaß ihres bisherigen Verhaltens
in dieser Angelegenheit sollen nicht vorgenom¬

men werden. Rechtsansprüche gegen fie aus

demselben Anlaß dürfen nicht erhoben werden.

Der Reichstarifvertrag.
,
Zu dem am 12. Mai 1919 abgeschlossenen

Reichstarifvertrag für die Angestellten öer pri¬
vaten Versicherungsunternehmungen ist soeben

vom Verbandsdirektor Dr. Nohrbeck des Ar¬

beitgeberverbandes deutscher Versicherungs¬
unternehmungen ein Kommentar erschienen.
(Kommentar zum Reickzstarifoertrag von Wal¬

ter Nohrbeck, Verlag der Zeitschrift fiir Ver¬

sicherungswesen, Berlin NW. 6, Schiffbauer¬
damm 15.)

Neben dem Neichstarifvertrag mit aus¬

führlichen Anmerkungen cnthält er ein Mit¬

gliederverzeichnis des Arbeitgeberverbandcs
deutscher BersicherungsUnternehmungen e. V.,
die Klasseneinteilung der Orte nach dem ReichT-
befoldungsgesetz, ben Vertrag über das Mit-

bestimmmigsrecht vom 17. April 191ö, den

Tarifvertrag für die Einnehmer, die proto¬
kollarischen Ergänzungen zum Reichstarifver¬
trag und in einem Anhang die einschlägigen
Verordnungen über das Arbcitsrecht.

Nohrbeck vertritt selbstp.erständtich den Ar¬

beitgeberstandpunkt und sucht oft gegen den

ausgesprochenen Willen der Vertragsparteien
eine für die Arbeitgeber günstige Auslegung.
Es muß unbedingt darauf hingewiesen weröcn,

daß irgendwelche Bedeutung dem Rohrbeck'chen
Kommentar nicht zukommt und sich kein An¬

gestellter oder Betriebsrat durch die Ansicht
Nohrbecks beeinflussen lassen darf. (5s seien

daher nachstehend die Punkte herausgegriffen,
in denen die Ansicht Dr. Nohrbecks, im schöp¬

fen Gegensatz zu der Ansicht öer Angestellten
stehen dürfte.

Beim Kreis der Personen, die vou 'icm

Neichstarifvertrag erfaßt werden, heißt >'s in

dem zur Grundlage genommenen 8 11 Abs. 3

der Verordnung vom 18. März 1'-)!') „Burean-

angestellte einschließlich derjenigen, die für
Bureaus niedere oder lediglich mechmifche
Dienste leisten". Im Gegensatz zu Dr. Nohr¬
beck bin ich der Meinung, daß Fahrstuhlführer,
Portiers ufw. in öen Bureaugebmioen de?

Versicherungsgesellschaften Wohl zu denjenigen
gehören, die für Bureaus niedere oder lediglich
mechanische Dienste leisten.

Zum 2, Absatz 2 Anm. 1 (Seite 10) ist
es nicht notwendig, daß ciu Angestellter, um

in eine höhere KKsse zu kommen, bereits 6 Mo¬

nate in der höheren Klasse tätig ist, sondern
er hat von dem Tage an Anspruch auf die

höhere Vergütung, an dem ihm die höher zu

bewertende Tätigkeit angewiesen wird. Nach
6 Moiraten ist eine RückVersetzung dann nicht
mehr möglich.

Die Ansicht, daß Lehrjahre nicht als

Dienstjahre rechnen (Anm. 4 Seite 13), oücfte
nicht zutreffen. Eine praktische Bedeutung für
die Entlohnung träte hier nur ein, wenn die

Lehrzeit nach deni vollendeten 29. Lebensjahre
zurückgelegt ist.

8 3 Abs. 4 sagt, daß mit dem Inkrafttreten
dieses Tarifes Familien-, Kinder-, Teuerungs-
zulagen und sonstige Zuwendungen fortfallen.
Unter sonstigen Zuwendungen will Dr. Nohr¬
beck auch den Beitragsteil der Arbeitnehmer
zur Sozialversicherung verstehen, ber von der

Mehrzahl der Gesellschaften bisher getragen
wuröe. Hier handclt es fich nach der Ansicht
der Angestelltenverbände um eine günstigere
Arbeitsbedingung, die nach 8 9 bestehen blei¬

ben muß. Mit „sonstigen Zuwendungen"
sollten nur ähnliche Zulagen als die aufge¬

führten getroffen werden, also alle Gchalts-
teile.

In der Anmerkung 11 zum 8 3 (Seite 15)
vermißt man leider jede Objektivität.
Dr. Nohrbeck weiß ganz genau, daß bei den

Verhandlungen je ein Monatsgehalt, Weih¬
nachts- und Urlaubsgeld gefordert und zu¬

gestanden wurde. Da bei der Entlohnung nur

Jahresbeträge angegeben sind, versteht sich
von selbst, daß das Monatsgehalt ein Zwölftel
des Jahresgehaltes bildet. Dieses Jahres¬
gehalt sctzt sich zusammen aus Grundgehalt,
Berufsalters- und Funktionszulagen.

Im Werhandliingsprotokoll vom 12. Mai

1919 heißt es: Die ans beiliegender Anwesen¬

heitsliste ersichtlichen Vertreter der beteiligten
Verbände erklären, daß sie den Reichstarifver¬
trag in dcr beigeschlossenen Form als abge¬
schlossen ansehen. Unterzeichnet ist dieses Pro¬
tokoll auch von Dr. Nohrbeck. Jn dem bei¬

gefügten Exemplar des Tarifes heißt es im

8 3 Abs. 4, öaß das Urlaubsgcld und Weih-

nachtsgeld in Höhe eines Monatsgehaltes zu

zahlen ist. Bei dcr Beseitigung einiger redak¬

tioneller Mängel ist dann die Klammer mit

den Worten „Grundgehalt und Berufsalters¬

zulage" hiueingekoninren, uiid zwar im Hinblick
darauf, daß in dcn Tariftabellen nur zwei der-

schiedene Begriffe auftreten^ nämlich Jahres-
grundgchalt und Berufsalterszulage. Die

Funktionszulage steht unter Grundgehalt.

Diese Frage muß, nachdem anscheineno der

Arbeitgeberverband endgültig ablehnt, den

Geist der Verhandlungen gelten zu lassen, eben

entschieden werden. Es darf sich aber nieinand

durch diese Auslegung im Kommentar des

Dr. Nohrbeck beeinflussen lassen. (Vergleiche
Mich Kommentar von Dr. Vollbrxcht, Z3Anm.)

Durchaus verfehlt ist auch die Ansicht im

letzten Absatz der gleichen Bemerkung, daß auch
Lehrlinge und Jugendliche Urlaubsgclo er¬

haltcn, sofern sie nach ihrem Eintiittstermin

„Anspruch auf Urlaub" haben. Urlaubsgeld
steht allen Angestelltcn (dazu gehören nach 8 1

auch Lchrlingc) zu, ohne Rücksicht darauf, ob

sie Urlaub crhalten oder nicht.
Zu Anmerknng 15 Abs. 3 (Seite 18) ist

zn bemerken, daß für den Nachweis der Ar¬

beitsunfähigkeit dcr Krankenschein der Kran¬

kenkasse genügen dürfte.
Zu 8 4 Anm. 1 Abs. 3 (Seite 20) ist fest-

zustellen, daß der Polizeipräsident von Berlin,

folgende Auskunft gegeben hat: „Wenn abwei¬

chend von den Bestimmungen des 8 1 der Ver¬

ordnung über die Regelung der Arbeitszeit der

Angestellten vom 18. März 1919 durch Tarif¬
vertrag eine kürzere als die vorgeschriebene
achtstündige tägliche Arbeitszeit in einem Be¬

triebe vereinbart worden ist, so gilt dicse nun¬

mehr als die gesetzliche." Es könncn alsö
Ueberstunden nur an den gesetzlich zugelassenen
20 Tagen geleistet tverden. Die Ansicht Nohr¬
becks, daß man bis zur Grenze von acht Stun¬

den täglich nacharbeiten dürfe, ist also irrig.
Zu 8 4 Absatz 2 Anm. 6 ist das gleiche

zu sagen wie zu 8 3 Abs. 4 Anm. 11. Auch bei

der Bezahlung der Ueberftunden ist das Mo¬

natsgehalt zugrunde zu legen, wozu selbstver¬
ständlich die Funktionszulagen zählen.

Einiges Befremden rufen auch ein Teil

der Anmerkungen zum 8 8 hervor. Wenn es

im letzten Absatz auf Seite 31 heißt, daß der!

Ausschuß einer Verwaltungsgeneralagentur
nur mitentscheiden kann, soweit der General¬

agent entscheiden darf und darüber hinaus der
Ausschuß der Direktion, so ist das unzutreffend.
Entscheiden kann nur der Angestelltenausichuß,
der auch von dem betreffenden Angestellten ge¬

wählt ist, der auch die Sachlage beurteilen

kann, und das ist einzig und allein der Aus¬

schuß der Generalagentur. Der Ausschuß bei

der Direktion kann nur in Fragen der bei der!
Direktion direkt Beschäftigten mitentscheiden.

Unzutreffend ist auch die Ansicht Nohr¬

becks, daß bei der Beförderung von Angestell¬
ten zu Prokuristen dem Angestelltenausschuß
kein Einspruchsrecht zusteht (Anm. 23 zu 8 8

Seite 36 letzter Absatz).
Zu 8 19 Anmerkung 1 ist folgender

Entscheid des Reichsarbeitsamtes zu berück¬

sichtigen. „Da Ihr Tarifvertrag im 8 19 nur

die gesetzliche Kündigungsfrist — 6 Wochcn
vor Quartalsschluß — und für besondere noch

längere Kündigungsfristen vorsieht, ist die

Vereinbarung kürzerer Küirdigungsfristen ge¬

mäß 8 1 der Verordnung vom 23. Dezember
1918 unwirksani.Aiigestelltenverträge noch869
des Handelsgesetzbuches sind für Ihren Be¬

trieb nicht mehr gestattet, da Ihr Tarifvertrag
Anstellung zur aushilfsweisen Bcschäftigung
nicht zuläßt." Dieser Entscheid steht im Ge¬

gensatz zu der Auffassung Nohrbecks, daß Ver¬

träge gemäß 8 69 des H.G.B, zulässig sind.
Bei Erläuterung der Tarifsätze Anm. 6

Seite 49 ist anscheinend Herrn Dr. Nohrbeck
ein Fehler unterlaufen. Jemand, der mit

ITVs Jahren seine Lehrzeit beendet bat, hat
die Entlohnung eines Angestcllten bis zum

volleirdeten 18. Lebensjahr zu beanspruchen,
denn mit 171/2 Jahren befindet er sich b.ucits

ini 18. Lebensjahre.
Zu Anm. 9 Seite 59 muß festgestellt wer¬

den, daß es im Versicherungsgewerbc cine

ganze Reihe Tätigkeiten gibt, die keine beruf¬

liche Ausbildung benötigen. Das Anlernen

für eine bestimmte Arbeit kann auch nicht als

Ausbildung angesehen werden, sondcrn ledig¬

lich die vollc Ausbildung im Versichernngs-
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fach, soweit dic betreffende Gesellschaft die ver¬

schiedenen Zweige betreibt, also in der Regel
Leute, oie innn als Volontär bezeichnet.

Als ganz unmöglich mufz die unter

Anm. 10 (Seite 50) vertretene Auffassung ab¬

gelehnt werden. Es heißt im Tarif: Die Ver¬

gütung fiir erst fpäter zur Ausbildung einge-
treten, soll jedoch mindestens 70 v. H. der .ihrem
Lebensalter entsprechenden Tarifsätze der Ge¬

haltsklasse IV betragen. Das Gehalt ist aber

nach 8 64 H.G.B, am Schlüsse jeden Monats

zu zahlen. Die Ansiölt, daß monatlich nicht

ein Zwölftel des Jahresgehnlts (hier 70 v. H.)
zu zahlen ist, findet nirgends eine Stütze. Wie

würde sich Dr. Nohrbeck cs vorstellen, wenn cin

nach seinem Vorschlag entlohnter Angestellter
vor Ablauf der Jahresfrist ausscheidet?
Sollte der die Differenz zwischen dem erhalte¬
nen Gehalt und dem Betvage von 70 v. H.
des Tarifsatzes nachgezahlt erhalten?

Unwidersprochen dürfen auch die Anmer¬

kungen zu dcr Klasseneinteilung nicht bleiben.

Zu berücksichtigen ist vor allem,, dah alle

Tätigkeitsbczeichnungen nur Beispiele und

maßgebend ledmlich die Uebcrschriften

sind. Eine Tätigreit, die also in Klasse III

beispielsweise aufgeführt ist, muß nach
Klasse II besoldet wcrden, wenn es eine „selb-
ständige technische Arbeit ist und keine einfache
technische Arbeit" (s. Protokoll. Ergänzungen,
Bd. 4).

Zur Anmerkung 14 zu Klasse IV (Seite
65) muß auf die Verschiebung des klaren Bil¬

des hingewiesen wcrden. Wenn Dr. Nohrbeck
sagt: „Einen ersten Beamten wird cs grund¬
sätzlich nur einmal geben," so ist unbedingt
darauf zu verweisen, daß es im Taristext
heißt „erste Beamte", und daß dieses „erste"

nicht die Reihenfolge, fondern eine gehobenere
Tätigkeit bezeichnen soll, wie das Dr. Nohrbeck
auch in Anmerkung 3 zn Klasse I (Seite 60)
für „crste Korrespondenten" feststellt. Hier lag
bei Abschluß cine ganz gleiche Ansicht zugrunde-
und es wird in großen Betrieben sehr wohl
mehrere „erste, Beamte" der Kanzlei, der Re¬

gistratur, der Expedition ufw. geben.
Der Anficht, daß „erste Beamte" von Ge¬

schäftsstellen in der Regel keine Funktions-
zulage erhalten sollen, ist entgegenzuhalten,
daß hicr von dcr falschen Voraussetzung aus¬

gegangen wird, daß cs nur einen ersten Beam¬

ten gibt. Hier gilt das zu Anmerkung 14

(Seite 55) Gesagte.
Der Bnreauvorsteher wird in der Regel

Anspruch auf die volle Funktionszulage haben,
da er ja der tatsächliche Leiter ist. Es wird

besonders in größeren Geschäftsstellen selb¬
ständige Abteilungen aeben, für deren Leiter

dann auch Funktionsznlagen in Frage kom¬

men.

Die Anmerkung 2 zur Tabelle „Jahres¬
grundgehalt für Ortsklasse ^," ist nicht stich¬
haltig. Jedenfalls sind auf Grund der be¬

stehenden Zweiteilung der Tabellen in Grund¬

gehalt und Berufsalterszulage die entsprechen¬
den Zusätze im Z 3 und 4 entstanden, (vgl. das

zur Anm. 11 zum 8 3 Gesagte).
Zu den Spesen der Außenbeamten heißt

es, daß Fußmarsch 1 Mk. für den Kilometer

gezahlt wird, fiir Märsche von zusammen nicht
mebr als 4 Kilometer aber keine Vergütung
erfolgt. Die Ansicht Nohrbecks, daß bei jedem
Fußmarsch 4 Kilometer nicht entschädigungs-
Pflichtig sind (z. B. von 7 Kilometer würden

nur 3 .Kilometer bezahlt), ist gänzlich unhalt¬
bar. Hier kann nur allen Betroffenen geraten
Werden^ ihr Recht durchzufechten.

Die Kollegen müssen unbedingt, da wo

man mit dem Rohrbeckschen Kommentar gegen
die berechtigten Ansprüche der Angestellten zn

Felde ziehen will, entschieden dagegen Front
machen. Ter Kommentar ist ein Werk dcr Ar¬

beitgeber und für die Angestellten durchaus
nicht bindend. Es muß in allen Streitfällen
unbedingt cine Entscheidung angestrebt wer¬

den. Kompromisse find in diesen Fragen aus¬

geschlossen.
Bsi dieser Gelegenheit sei noch auf den

Kommentar von Dr. Vollbrccht hingewiesen
(Verlag: Verband der dentschen Verficherungs-
beamten c. V. Preis 0,70 Mk.). Die Aus¬

führungen Vollbrechts sind durchaus zutreffend.
Nur die Anmerkung 1 auf Seite 21 trifft
nicht zu, wie bereits der „Versichernings-
becunts" Nr. 10/13 richtigstellt.- Eine derar¬

tige Regelung lvar geplant, ist aber nichl zu¬

stande gekommen. Desgleichen anch die An¬

merkung zn 8 8 Ziffer 3, wie an der gleichen
Stelle berichtigt wird. Ein Angestellter kann

die Schlichtnngskonnnission nicht anrufen,
wenn Ausschuß und Betriebsleitung überein¬

stimmen.
Die Angestellten und insbesondere die

Angestelltenausschüfse müssen sich die Ansicht
Vollbrcchts voll zu der ihren machcn. Wo sie
damit uicht durchdringen, muß cbeu die

Schlichtunqsrommission entscheiden.
W. Friedewald.

Gssstzs mch BswrSmmgeN.
Verordnung, betreffend Abänderung dcr Verord¬

nungen übcr Bcschäftigung Schwerbcschiidigter.

Auf Grund dcr die wirtschaftliche Demobil¬

machung betreffenden Befugnisse lvird nach Maß¬
gabe des Erlasses betreffend Auflösung des

NcichZministeriums für wirtschaftliche Demobtr-

machung vom 2S. April 191g (Ncichsgesctzblatt
S. 438) verordnet, was folgt:

Artikel 1.

Der 8 S der Verordnung vom 9. Januar 1919

sNeichsgefctzblatt S., 28) erhält öie folgende
Fassung:

Schwerbeschädigte dürfen nnr nach Anhörung
der bestehenden Arbeitnchmerausschüfse und nur

unter Jnnehaltung einer vierzehntngigen Kün¬

digungsfrist entlassen werden, sofern sie nicht
nach Gesetz oder Vcrtrag auf cine längere Kün¬

digungsfrist Anspruch haben. Die Kündigung ist
der im Z 1 Absatz 3 bezeichneten Stcllc unverzüg¬
lich anzuzeigen. Die Kündignng ist erst wirk¬

sam, wenn dicse Stelle ihr zugestimmt hat. Sie

hat ihre Zustimmung zu erteilen, wenn dem

Schwerbeschädigten ein anderer angemefsener
Arbeitsplatz gesichert ist.

Jst eit«m nicht nur vorübergehend beschäf¬
tigten Schwerbeschccdigten seit dcm 14. Januar
1919 gekündigt worden, so ist die Kündigung nur

unter öen Voraussetzungen des ersten Abfcchcs
wirksam. Soweit eine Kündigung nicht wirksam
ist, kann der ctwa schon entlassene Schwerbeschä¬
digte, sofern er nach Inkrafttreten dieser Ver¬

ordnung die Beschäftigung bei dem bisherigen
Arbeitgeber unverzüglich wieder aufnimmt, für
die infolge der Kündigung nicht geleisteten
Dienste öie vereinbarte Vcrgütung verlangen,

ohne zur Nachleistung verpflichtet zu sein. Der

Arbeitgeber kann eine aus Anlaß der Kündigung
bewilligte Abfindung zurückfordern.

Diese Vorschriften gelten auch für Betriebe,
Bureaus und Verwaltungen, die, ohne unter die

1, 2 zu fallen oder über ihre aus dicser Ver¬

ordnung sich ergebende Verpflichtung hinaus,
Schwerbeschädigte beschäftigen.

Das Recht zur sofortigen Entlassung oder

zum sofortigen Austritt des Arbeitnehmers aus

einem durch Gesetz anerkannten wichtigen Grunde

bleibt unberührt.
Artikel 2.

Artikel 2 der Verordnung bom 1. Februar
1919 (NeichZgesetzblatt S. 132) in der Fassung
der Verordnung vom 14. Juni 1919 (Neichs-
gesetzblatt S. S81) wird ausgehoben.

Artikel 3.

Diese Verordnung tritt mit der Verkündung
in Kraft. Sie gilt bis zu dem Inkrafttreten
eines Gesetzes über die Beschäftigung Schwer¬
beschädigter.

Berlin, dcn 11. August 1919.

Dcr Reichsarbeitsminister. Schlicke.

Die Misrsiüizm.SSkÄsse
Sss ZenimlvßrbKnösi

Ksnsunwsrems.
Am 29. und 3«. September d. I. findet

in Würzburg nach langer Pause wieder einmal
eine Generalversammlung statt, in der wichtige
Beschlüsse gefaßt werden sollen. Einer der

bedeutungsvollsten ist ein Antrag der Verwal¬

tung, die Kasse der Reichsallssicht zu unter¬

stellen. Obwohl die Kasse bis jetzt einen glän-
zenden finanziellen Entwicklungsgang hatte,
sucht man dcn Mitgliedern unter Begründung
durch eilt bestelltes umfangreiches mathemati¬
sches Gutachten plausibel zu machen, daß die

Kassc eigentlich Pleite sei, Weshalb die Bei¬

träge mit 2 Proz. erhöht werden mußten.
Dieses mathematische Gutachten nur einiger¬
maßen nachzuprüfen, lieat wohl bci dcn mei-

sten öer Mitglieder außerhalb jeder Möglich¬
keit. Es muß daher mit dem größten Miß¬
trauen betrachtet Werdcn, zumal cs nur an die

Genossenschaften, nicht aber an die Mitglieder
abgegeben lvurde. Man muß sich doch fragen,
warum gerade jetzt, wo von unserer Reichs-

rcgiernng die Um- nnd Ausgestaltung aller

sozialpolitischen und Versichernngsgesetze für
die allernächste Zcit in sichere Aussicht gestellt
wird, diefer Eilmarsch unter die Staatsaufsicht
vorgenommen wird. Verblüffend wirkt dieser
Schritt um so mchr, als die Verwaltung bei

Gründung der Kasse gegen die Staatsauf¬
sicht war nnd diese Ansicht auch in der Grün-

dnngSbroschüre in der nachdrücklichsten Weizo
bekundet hat. Und was soll den Mitgliedern
dafür geboten werden? Zunächst der arm¬

selige Köder des klagbaren Rechts auf An¬

sprüche an di<! Kasse> und dann l.ils hinkender
Bote eine erhebliche Beitragserhöhung, di? iu

der jetzigen teuren Zeit, der ungenügenden
Bezahlung der Gcnofsenschaftsangcstellten und

bei dem großcn Vermögcnsbestand öer Kasse
von 71/J Millionen Mark, dsr sich alliährlich
um ruud Millionen erhöht, sowie bei den

Wenigen Unterstützungen, die die Kasse unter

dem jetzt geltenden Statut zu zahlen braucht,
doppelt aufpeitschend wirken muß. Der neueste
Jahresbericht gibt hierüber erschöpfende Aus¬

kunft. Es wäre Wohl Pflicht der Verwaltung
gewesen, vor Stellung ihres Antrages die

Frage zu prüfen, ob es in der jetzigen Zcit
der Umgestaltnng und Neueinführung von

sozialpolitischen Gesetzen überhaupt angebracht
und gerechtfertigt war, einen derartigen
schwerwiegenden, die Kusse in dre ärgste Be¬

vormundung bringenden Antrag einzubrin¬
gen, der in keinem Falle zum Wohl der Mit¬

glicder, für die ja die Kasse ins Leben ge¬

rufen wurde, führen kann. Die von der Ver¬

waltung vorgebrachten Gründe find so ober¬

flächlicher und fadenscheiniger Natur, daß
man sich Wundern muß, mit diesen überhaupt
irgendwelchen Eindruck machen zu wollen.

In unserem sowie im Interesse der

.Kasse liegt es, bi'e Selbstvorwaltung
derselben in unseren Händen zu behalten. Es

erwächst uns in dieser Erkenntnis die Pslicht,
unsere Vertreter aufzufordern, den Antrag der

Verivaltiing auf Stellung der Kasse unter

Staatsaufsicht abzulehnen. Die Angestellten-
lind Arbeiterausschüsse haben ferner mit den

Vertretern der Genossenschaften Verhandlun¬
gen anzubahnen, um dieselben von der Not¬

wendigkeit der Ablehnung zu überzeugen und

sie überhaupt über die großen Mängel des alten

lind neuen Statuts aufzuklären, damit sie sich
mehr mit der Angelegenheit beschäftigen und

schließlich unsere gerechten Ansprüche und

Forderuugen unterstützen, die auch zum

großen Teile zum Nutzen der Genossenschaften
sind. Wenn wir so-die Genossenschaftsvertre¬
ter überzeugen können, wird es nicht schwer
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fallen, unsere Kasse entsprechend auszubauen
und zunächst die beabsichtigte Stellung der¬

selben unter Staatsaufsicht wenigstens bis auf
weiteres zu verhindern. Kollegen! Beauf¬
tragen wir daher unsere Ausschüsse, sofort Be¬

triebsversammlungen einzuberufen, um zur

Sache Stellung zu nehmen. Wir wollen die

Kasse jetzt nicht veraltenden Gesetzen unter¬

stellen, sondern den Gesetzen, die hoffentlich in

baldiger Zukunft von öer Nationalversamm¬
lung in jedenfalls verbesserter Auflage gegeben
Werden. Wir wollen aber weiter eine gründ¬
liche Reorganisation der Kasse, die seit ihrer
Gründung immer noch unter dein seinerzeit
als Provisorium angenommenen Statut, das

zwar einige geringfügige Aenderungen er¬

fahren hat, verwaltet wird. Unser Wille zur

Betätigung höchster Solidarität soll zum Aus¬

druck kommen, damit Zustände restlos beseitigt
werden, daß Witwen mit 2« Mk. und Mitglie¬
der mit 40 bis S« Mk. Unterstützung pro Mo¬

nat abgespeist werden müssen. Wie sollen
diese bedauernswerten Menschen mit diesen ge¬

ringen Betragen, die kaum die öffentlichen
Almosensätze übersteigen, ihr armseliges Da¬

sein fristen?
Es -ist höchst bedauerlich, dafz die Verwal¬

tung nicht schon längst bestrebt gewesen ist,
diese unwürdigen Zustände auf diese oder jene

Weife zu beseitigen und den hiervon Betroffe¬
nen ein einigermaßen besseres Los zu bereiten.

Trotz des großen Lobes, das von der

Verwaltung der Kasse über diese alljährlich
verzapft wird, hat sie doch innerhalb des

13jährigen Bestehens für den inneren Ausbau

der Kasse herzlich wenig geleistet und es scheint
bei der fortwährend zutage tretenden über¬

großen Bemutterung der Kasse seitens der

Verwaltung die Absicht vorherrschend zu sein,
die Kasse mehr als Kapital ausleihendes, da¬

gegen weniger als Unterstützung zahlendes
Institut auszubauen. Diesem Zweck soll an¬

scheinend der eingangs erwähnte Verwaltungs¬
antrag dienstbar geinacht werden. Anders

lassen sich die bisherigen Tätigkeitserfolge der

Verwaltung nicht bewerten.

Betrachtet man hierzu die übergrosze, fast
krankhafte Vorsicht der Verloaltung, die Lei¬

stungsfähigkeit der Kasse unter allen Umstän¬
den aufrechtzuerhalten, andernfalls bei den

geringsten Verbesserungen Beitragserhöhungen
angedroht werden, die zu fordern z. B. absolut
kein Gimnd vorliegt, ferner die wie ein roter

Faden durch alle bis jetzt erschienenen Jahres¬
berichte zum Ausdruck gebrachte Besorgnis und

Aengstlichkeit wegen der Gefährdung der

Leistungsfähigkeit der Kasse, so muß man Wohl
oder übel zu dem Ergebnis komnien, daß die

Verwaltung einem gründlichen Ausbau der

Kasse nicht besonders wohlwollend gegenüber¬
steht. Unsere Vertreter im Verwaltungsrat
werden nicht umhin können, einmal einen aus¬

führlichen Druckbcricht an ihre durch fie ver¬

tretenen Mitglieder zu erstatten, in dem sie
die Anregungen bekanntgeben, die sie zuin

Ausbau der Kasse mit oder ohne Erfolg bean¬

tragt haben.
Zwecks Ausbaues der Kasse dürften in der

Hauptsache nach Ansicht des Einsenders vor¬

läufig folgende Forderungen zu stellen sein:
i. Ablehnung der Kasse unter Staatsauf¬

sicht.
2. Durchgreifende Aenderung des Statuts

und des Wahlrechts zur Genemlversammlung
unter Berücksichtigung des kommezrden Räte¬

systems durch eine besondere Kommission.
3. Anrechnung der Kriegsdienstzeit für

die Kriegsteilnehmer und deren Angehörige
ohne jede Nachzahlung.

4. Herabsetzung der Altersgrenze auf
> 6« Jahre. -

5. Bildung eines Fonds durch jährliche
Rücklagen, aus dem alle die Mitglieder weitere

Zuschüsse für die Zeit erhalten, innerhalb der

sie vor Gründung der Sasse in genossenschaft¬
lichen Betrieben gearbeitet haben.

6. Festsetzung eines Eristcnzmimmums.
7. Berechnung der Unterstützung nicht nach

dem Durchschnitts-, sondern dcm zuletzt ge¬

habten Einkommen.

Die unter 3—7 aufgestellten Forderungen
könnten für den ersten Augenblick als zu weit¬

gehend erscheinen. Aber bei näherer Prüfung
kommt man doch zu der Ueverlegung, daß die

Möglichkeit jedenfalls gegeben ist, diese Maß¬
nahmen durchzuführen. Zunächst kommt eine

große Anzahl Mitglieder infolge vorzeitigen
Ablebens iiberhaupt nicht in den Nentengenuß,
höchstens dic hinterlassene Witwe. Vorhandene
Kindcr werden meistens über das unter-

stütznngsberechtigte Alter hinaus sein, daher
für die Kasse nicht mehr in Frage kommen.

Dann sind die wenigen Mitglieder, die in den

Genuß der Rente gelangen, zweifellos so sehr
abgearbeitet und den Gebrechlichkeiten des

Alters unterworfen, daß sie sich der Rente mir

verhältnismäßig kurze Zeit erfreuen können,
weil sie dann der Zeitlichkeit ihre Opfer brin¬

gen müsscn.
Der Rentenbezug wird daher innner nur

auf wenige Jahre beschränkt bleiben und die

günstigen Kassenverhöltnisss in lein?r gefahr¬
drohenden Weise belasten. Trotzdem müßte
natürlich die Wirkung dieser Maßnahmen

genau überwacht werden. Aber selbst dann,

wenn letztere die Kasse zu schr belasten würde,

dürfte aus Gründen höchster Solidarität

lieber einer mäßigen Beitragserhöhung zuge¬

stimmt werden, als die Rentenbezieher zu schä¬
digen. Vorläufig und in absehbarer Zeit wird

das aber nicht nötig sein, da die Kasse einen

vorher nicht geahnten Aufschwung genommen

hat und fortwährend noch nimmt, der sich in

fernerer Zeit noch bedeutend erhöhen wird.

Suchen wir daher unsere Kasse weiter

auszubauen, die uns bei Invalidität und

Alter das sein soll, was wir bei Gründung

derselben erhofften, ein Institut, das uns vor

Not und Entbehrung wirklich, und nicht
bloß scheinbar, schützt.

Festes Zusammenhalten der verschiedenen
Gruppen ist unbedingt notwendig, damit

dieses Ziel bald erreicht wird.

Auf die Nr. 8 und 13 des „FilialKiters"
sowie die Unterftlltzungseinrichtungen des

Vereins „Arbeiterpresse" wird noch besonders

aufmerksam gemacht. R. W.
«

Mit ungestümer Hast werden jetzt durch den

Vorstand der Unterstützungskaffe die Wahlen der

Delegierten zur 4. ordentlichen Generalver¬

sammlung betrieben. Kaum daß den Mitgliedern
am Ort Zeit und Gelegenheit bleibt zur Aus¬

sprache, noch biel weniger aber zur Fühlung¬
nahme mit den Genossenschaftsarbeitern in

anderen Orten, die zum Wahlbezirk gehören.
Diese Eile legt die Vermutung nahe, daß damit

gewisse Absichten seitens der leitenden Personen

verfolgt werden.

Die Mitglicder der benannten Kasse haben
aber alle Ursache, sich gegen eine Uebcrrumpeluug

zu wehren, um so mchr, als die Tagcsordnung

zur Generalversammlung und die Beschlüsse für
die Mitglieder von weittragender Bedeutung sein
können. Andererseits ist es auch dringend nötig,

daß hinsichtlich dcs Geschäftsgebarens der lei¬

tenden Herren auf der Generalversammlung

einige Töne verloren werden im Gegensatz zu

dem schmackhaften Bericht des Herrn Kaufmann.
War es doch das Prinzip dcs letzteren und dcs

Verwaltungsrats der Kasse, die Mitgliedcr wäh¬

rend der ganzen Kriegszeit auszuschalten. So

sind auch hier durch die Verwaltung Maßnahmen

beschlossen worden, die unbedingt erst der Zu¬

stimmung der Mitglieder bedurften. Es dürfte

sehr fraglich sein, ob die Mitglieder
von der bekannten Maßregel der

Zeichnung von 1 Million Kriegs-

anleiheso erbaut sind wie Herr Knusmann. Es

kann der Fnll cinireten, daß schlicßlich dic Kasse
bzw. die Mitglicder die Leidtragenden sind.

Die kommende Generalversammlung soll
nnn auch Bes^iüfse fnsfcn übcr cine Reorgani¬
sation der Kasse dergestalt, daß die K« s s e oe ni

R c i ch s n u f s i ch t s n m t für Privatver¬
sicherung unterstellt wird, Fcrner soll sie
einer Statutenänderung ihre Zustimmung er¬

teilen insofern, als eine Erhöhung von

B c i tr n g e n geplant ist. Ersterer Schrirt ivird

den Arbeitern in der Genossenschaft dnmit

schmnckhnft zu machen verflicht, daß sic dndurch
ein klagbares Recht auf die gewährten Unter¬

stützungssätze crlnngcn füllen. Dcr aufgeklärte
Arbeitcr wird aber diesem Vorteil nur skeptisch
gegenüberstehen angesichts der traurigen Erfah¬

rungen, die luir heute noch bei allen staatlichen
Versicherungen sammeln, Dic Selbstverwaltung
geht zum grössten Teile flöten und die Beiträge
lvcrden nls Snminclbeckcn znr Anhäufung von

Kapitalien benutzt, die vielfach zur Erledigung
anderer Zwcckc oiencn. Die mnthemntischcn Be¬

rechnungen unserer Versichcrungslünstler sind so

eingestellt, dnß der jeweiligen Generation von

öcn Vorteilen dcr Versicherung nur sehr wenig
verbleibt. Indirekt rann man dem Vcrwal-

tnngSbcricht dcs Herrn Kaufmann auch ent¬

nehmen, daß das Ncichsnufsichtsamt sich nur dann

bereit findet, die UntcrstützungSknsie als Pen¬
sionskässe im Sinne der Privatversicherung anzu¬

erkennen, wenn der Prämienrcscrvefonds so
fundiert ist, daß die Kapitalien restlos bis zur

Auszahlung des letzten Anspruchs vorhanden
sind, Den: Zweck soll auch die Erhöhung der

Beiträge auf 8 Proz. deS in Anrechnung zn brin¬

genden Jahresgehnlts dienen. Nebenher sollen
aber noch die angeschlossenen Vereinigungen sür
das eventucll notwendige Deckungskapital für

fällig gewordene Invalidenrenten Bürgschaft
übernebmen.

Also abermalige Erhöhung der Beiträge

ohne jedwede Gegenleistung. Jst dnzu dringende

Notwendigkeit Korhanden? Das Vermögen der

Kasse beziffert sich am 1. 1. 1319 auf 7 43g 440,75

Mark. Im Jahre 1318 wurden ausgezahlt
54 351,45 Mk, Witwcn- und Waisenunterstützung
an LOS Empfänger, 484 Mi. Kriegsunte! itüönng
an L Empfänger, 774L,7V Mk. Kriegs-Witwcn»
und Wttisenuntsrstütziing (beide letztere Arien

ohne dorbcrige statutarische Verpflichtung), fcrner
3312,35 Ml. für Kurveibilfcn, nebenher liefen
23 073.61 Mk. VcrwnltuiigSkvsten bci einem Mit¬

gliederbestand von 30ö8. Für AlterL- und In¬
validenrente wurdcn verausgabt 42 376 Mk. An

Unterstützungen sind im Jnhre 1318 an¬

nähernd der dritte Teil des Zinserträgnisscs aus

dem vorhandenen Kapital verbraucht worden.

Hieraus ist wohl ersichtlich, daß eiiie Notwendig¬
keit zur Erhöhung kaum vorliegt, denn selbst
wenn die Anforderungen sich verdoppeln und ver¬

dreifachen würden, Ivürdc,dns Kapital unberührt
bleiben. Beschließt die Generalversammlung
aber die Erhöhung auf 8 Proz,, dann müssen auch

die Leistungen erhöht wcrdcn. ES wird sich

empfehlen, diese Fragen in Mitgliederversamm¬
lungen zu diskutieren und den gewählten Dele¬

gierten die Meinungen der Mitglieder mit auf
den Weg zu geben.

Die Statutcn, die altcn sowohl wie dcr ncue

Satzungscniwurf, entsprechen in vielen Fällen

nicht der neuen Zeit. Sie atmen nicht den Geist
dcr sovicl gcpriescnen Demokratie, fvndern

riechen nach Bureaukratie.

Schon hinsichtlich der Verwaltung und Ge¬

schäftsführung ist eiue Aenderung dringend ge¬

boten. Es ist notwcndig, iin F 11 die Teilung

der Mitglieder nach 5 Gruppen zu beseitigen.

Eine derartige Klassifizierung sollte in genossen¬
schaftlichen Unternehmungen überhaupt ckeinen

Nnum mehr haben, nni allerwenigsten in jetziger

Zeit, wo die Arbcitcrschaft aller Berufe in ihren
Betrieben der Sozialisierung zustreben. Als

groben Unfug und der Demokratie

hohnsprechend muß auch die im § 12

niedergelegte Stimmenvcrteilung bezeichnet
werden. "Sie steht im Widerspruch mit dem

Grundsatz: „Gleiche Rechte für alle Mitglieder."
Die Kompetenz der Generalversammlung

im Z 18 muß weiter ausgebaut werden. Da¬

gegen ist es nötig, das im Z 21 festgelegte Ober¬

hoheitsrecht der Genossenschaften zu beseitigen,

wonach den Verwaltungen von vornherein die

Majorität gegenüber den Mitgliedern gesichert



216 Handlungsgehilfen-Zeitung Nr. 18 — 1919

ist. Die Wahl der Hälfte deS VerwaltungsratZ
mufz den Mitgliedern in ihrer Gesamtheit zu-

stehen.
Das Alter für Erlangung von Rente muß

auf 6« Jahre und Svjcihrige Mitgliedschaft her¬

abgesetzt, die Leistung felbst im 8 44 erhöht
werden. Auch ist denjenigen Hinterlassenen
eines Mitgliedes, wenn weder er felbst noch seine
Angehörigen in den Genusz einer Rente gelangen
könnten, ein bestimmter Anteil der selbstgeleiste¬
ten Beiträge zu sickern.

Auf solche Weise muß der Ausbau der Kasse
vorgenommen werden, nicht übermäßige An¬

sammlung von Reserven tut den Mitgliedern
not, sondern genügend Fürsorge für die älteren

Tage. Mögen die Mitglieder der Unterstützungs-
kasse diese Zeilen beherzigen und die kurze Frist
bis zur Generalversammlung benutzen zur Klä¬

rung der aufgeworfenen Fragen.

Aus dem Zentralverband

Halle a. S. Die Mitgliederversammlung am

6. Angust war außerordentlich stark besucht. Es

erfolgte zunächst die Einführung des Kollegen
Stehr als Ortsbeamten. In einem sshr inter-

essanten Vortrage schilderte sodann Kollege Stehr
die voranSsichtlirhe Entwicklung der Handlungs-
gehilfenbewegnng nnd die zunächst zu erstrebenden
Ziele unseres Verdandes. Für die Ausführungen
erntete Kollege Stehr den lebhaften Dank, der

Versammlung. Kollege Schweickcvdh gibt sodann
Bericht über den nunmehr abgeschlossenen Tarif
für die Angestellten Halles. Wenn der Tarif nicht
die Erwartungen erstillt hätte, so seien die Mit¬

glieder der Afa, welche der Tarifkommifsion an¬

gehörten, hieran völlig schuldlos. Referent legt die
Gründe hierfür ausführlich klar.

Kiel. Ueber das Thema: „Gewerkschaftsbund
oder Zentralverband?" sprach am 24. Juli Kollege
Ehrenteit-Hamburg in einer sehr stark besuchten
öffentlichen Versammlung im Gewerkschastshaus.
Der Referent zeichnete in scharfen Umrissen den

Stimmungsumschwung, den die Revolution auch
innerhalb der Angestellten hinterlassen hat. Er

weist auf die Schwierigkeiten hin, die den Ange¬
stellten bei der früheren AusV.iung ihres Koa-

iitionsrechtes gemacht worden sind, und betont,
daß ein immer größerer Teil erkenne, daß der

Weg der alten bürgerlichen Organisationen nicht
zum Ziele führen tonne. Es gelte alle Kräfte im

Interesse der Handlungsgehilfen einzusetzen. Er

fordert eine gesetzliche Regelung der Ferien und
der Lehrlingsfrage, volles Mitbcstimmungsrecht,
Arbeitskanunern, Ausbau der Kaufmannsgerichte
ufw. Er weist fcrner darauf hin, daß der Zen¬
tralverband von jeher eine reine Arbeitnehmer¬
politik vertreten habe. Der Referent weist ferner
daranf hin, daß dre «Entwicklung die alten Ver¬
bände immcr weiter amch links dränge, nnd daß
sie sich schließlich einmal znr Politik des Zentral¬
verbandes bekennen müßten, ivenn sie nicht gänz¬
lich unter die Räder kommen wollten Die zahl¬
reichen Zwischenrufe wurden von ihm schlagend
abgefertigt. Ein Teil der Angehörigen der geg¬
nerischen Verbände suchte seine vornehme Ge¬

sinnung und den kaufmännischen Schliff durch
Schreien und Pfeifen zu beweisen. Es hatte den

Anschein, als ob auch die Lehrlinge mobil ge¬

macht worden seien, wahrscheinlich um sie in die

Grundbegriffe des parlamentarischen Anstandes
einzuweihen. Doch soll uns dies nicht darüber

täuschen, daß der Abend wohl manchem Hand
lungsgehilfen die Augen geöffnet hat. Der mo

ralische Erfolg der Versammlung lag unbestreit¬
bar auf seiten des Zentralverbandes.

Rundschau

An derHandels-Hochschule Berlin ist die erste
Immatrikulation für das Winler-Semcster 1919/20
auf Sonnabend, den 4. Oktober, festgesetzt. Das

Nähere ersehen die Leser aus der amtlichen Be¬

kanntmachung im Inseratenteil dieser Zeitung.

Verfammlungsmitteilungen

Gotha.
Nach deni Beschlusse des Nürnberger Verbandstages

ist ab 1, Auguit die neue Beitrngsstasfelung in Kraft
getreten. Am glcicyen Tage schied der bisherige Orts
beamtc Kollege Conrnd Stehr aus der Ortsgruppe au!

und siedelte nach Halle a. S. über. Seincr. bewährten
agitatorischen und organisatorischen Tätigkeit gelang es,
die hiesige Ortsgruppe auf den bemerkenswerten Stand
»vn Z00 Mitgliedern in kurzer Zcit zn bringcn. Da nun¬

mehr die Stelle des hiesigen Ortsbeamten offen steht,
haben sich sehr erfreulicherweise einige Mitglieder in den

Dienst des Verbandes gestellt und führen die laufenden
Gcschäftc (Zeitungsdienst, Kasse, Schriftwechsel usw.), die

schr umfangreich sind und in einer eigenen Geschäftsstelle
erledigt werden, in gegenseitiger Unterstützung weiter.

Die Ortsgruppe ist der Arbeitsgemeinschaft freier
Angestelltenverbände angegliedert, auch deren Dienst-
geschäste werden von obenerwähnten Mitgliedern erledigt.

Zurzeit ist die Ortsgruppe dabei, tn eine grobzügige
Aktion (Durchsetzen eines Ortstarifs) einzutreten. An
den zeitweise stattfindenden geselligen Veranstaltungen
des Vcrbandes nehmen die Mitgliedcr regen Anteil.

Jeden 1. Freitag im Monat wird im Vereinslokal

.Prinzenhaus", Salzengasse, Mitgliederbcrsammlung ab¬

gehalten. Dcr ständig rege Besuch dieser Versammlungen
beweist, dab man mit dem dort Gebotenen (Reserate ein¬

zelner Mitglieder übcr Themata wie: Angestelltenbewe-
gung, Stellenloseiiberntung, Rechtsschutz, Gesetzgebung
usw., fcrner Berichte über den Stand der Ortsgruppe,
des gesamten Verbandes usw.) sehr zufrieden ist. Jn
langen Diskussionen wird diel gehört und manches gelernt.
Erfreulicherweise ist die Teilnahme der weiblichen Mit¬

glieder auck, eine Suberst rege. Jeden Donnerstag in der

Woche tresfen sich die Vertrauensleute dcr einzelnen Be¬
triebe zu wichtigen Besprechungen mit dem Vorstände auf
dem Verbandsbureau.

Am l, Oktober d. I. findet dic Zusammenlegung der

Ortsgruppe des Z. d, H. mit der Ortsgruppe des ÜWnchc»
ncr Berflcherungsbeamten-Berbandes statt. Hierdurch er¬

höht sich dic Znhl der Mitglieder auf «Ü0.

Dic Ortsgruppe unierhält im Verbände mit dcr
A, f. A. einc eigene Geschäftsstelle an günstig bevorzugter
Geschäftslage. Ste befindet stch in dcr Ohrdruscr Str. 11,

Sprechzeit ist täglich von 6—7 Uhr nachmittags. Telepho¬
nische Anfragen können unter Nr. 1001 ebenfalls während
dies« Zeit erledigt werden.

Groß-Hamburg.
Bezirk Eilbeck. Jeden zweiten Dienstag im Monat Bc-

zirlsabeud, Dicnstag, den S. Scptcmbcr, abcnds
7A, Uhr, bei EggerS, Wondsbeler Chaussee 807: Be»

zirlsabend. 1. Vortrag des Kollegen Radlof.
2. Agitation, S. Verschiedenes.

Bczirk Borgfeldc — Hamm — Horn: Bezirksabend nm

Donnerstag, den 11. Scptcmbcr, abends 8 Uhr, im

Borgfelder Gesellschastshaus, Oben Borgfeldc 22.

Tagesordnung! 1. Vortrag des Herrn Dr, Knack, M. d.
B.: Die Verstaatlichung dcs Gesundheitswesens.
2. Agitation, S. Verschiedene?.

Bczirk Altoim-Ottenscn. In Topps Restaurant, Altona,
Bnhnhofslr. 62. am Dicnstag. den Iii, Scptcmbcr,
abends 7?i Uhr, Bezirksabend, Tagesordnung: 1. Bor¬

trag dcs Herrn Dr. Mcher, Altona, 2, Verschiedenes.
Bczirk Eppcndorf-Hohcluft. Im Lokal des Herrn Hans

Greve, Fallenricd 1, am Donnerstag, dcn 11. Scp¬
tcmbcr, abends 7-A Uhr: Bezirksabend, Tagesordnung:
1, Bortrag: Lebensmitteipreise und Löhne, Referent:
Kollege Bock, 2, Bcricht über die Vorbereitungen zum
Wintervergnügen des Bezirks,

Bczirk St.Panli.Nrustadt. Mittwoch, den 1». September,
abends 7H Uhr, tn Roses Gesellschastshaus, Heinc-
strafze. Vor trag über das Demobilmachungsgcsctz
und seine praktische Anwendung in den Betrieben,

Anschließend freie Aussprache. Nachdem gemütliches
Beisammensein,

Untcrbrzirk Nhlenhorst. Der nächste Bezirksabend findet
am Donnerstag, den 11. September, abends 8 Uhr, im
Lokal von W. Lars, Bachsir. 109, statt. Tagesordnung:
1. Vortrag des Kollegen Plötiner. 2, Das Mitbestim-
umngsrecht. 3. Verbandsangclegenhcitcn.

Jugeiidabteilung.
Sprechstunde Montags von 4—8 Uhr nachmittags

Donnerstags don 10—1 Uhr vormittags im Berbands¬
bureau,

Dicnstag, den 9. Scptember, 3 Uhr abends, im
oberen kleinen Saal des GewerkschaslshauscS Untcr-

haltungsabend.
Dienstag, den SS. September, 8 Uhr abends, in dem¬

selben Raum Vortrag: Reform der Körperpflege.

Leipzig.
Mitgliederversammlung am Mittwoch,

den 10. Scptcmbcr, abends 7!H Uhr, im Volkshaus,
grober Saal. Tagesordnung: 1. Vortrag über: Die Han¬
delskammern. Referent: Herr Dr, jur. Clad von der

Handelskammer Lcipzig. 2. Verbandsangelegenhcileii.

Nassau.
Jeden Mittwochabend 8 Uhr Besprechung in der Alt¬

deutschen Bierstube,

plauen i. V.
Wir machen unsere Mitglicder nochmals darauf auf¬

merksam, dab regelmübig am zweiten Mittwoch eines
jeden Monats, abends ZH8 Uhr, im Gewerkschastshaus

„Schillergarten" unsere M i t g l i e d e r v e r f a m m -

lung stattfindet.
Wir wcrden unseren Mitgliedern in Zukunft in diesen

Versammlungen Vortrüge über berufliche, gewerlschastitche
und wissenschaftliche Fragcn bieten und empfehlen den

Kollegen und Kolleginnen schon aus diesem Grunde, keine
Versammlung zu versäumen.

Die nächste Mitgliederversammlung ist also am Mitt¬

woch, den 10. Septcmbcr, abends H8 Uhr, und bitten wir
um zahlreiches Erscheinen.

Miilheim-Ruhr.
Jeden ersten Dienstag im Monat. S Uhr, Sei Schütte»

dreier, Ecke Eppinghofer» und Heiszen« Strafze»

Anzeigen

Beamte gesucht.
Die Ortsgruppe Hamburg sucht zum bal¬

digen Antritt mehrere Sekretäre für
die sozialpolitische Abteilung, die

Fachgruppe Industrie und als Außen»
beamte, außerdem eine Kollegin für
das F ra u e n - R e f era t. Berbandsmitglieder,
die die Angestelltenbewegung gründlich kennen,
und sich für befähigt halten, einen der aus-°

gsschviebenen Posten auszufüllen, wollen ihre
Bewerbung bis zum IS. September 1919 an den

Kollegen Franz Andresen, Zentralverband der

Handlungsgehilfen, Hamburg, Besenbinderhof
Nr. 67 mit der Aufschrift „Bewerbung" richten^

Wir suchen für sofort

einen zweiten Ortsbeamten.

Derselbe muß rednerische, organisatorische
und agitatorische Befähigung besitzen und min¬

destens 1 Jahr Verbandsmitglied sein. Bewer¬

bungen sind mit der Aufschrift „Bewerbung" und

unter Angabe der Gehaltsforderung sofort an

nachstehende Adresse erbeten:

Zentralverband der Hanolungsgehilfen, Orts¬

gruppe Breslau, z. Hd. des Vorsitzenden Hugo
Frey, Breslau. Margareten str. 24.

Ortsbeamker für Bremen.
Wir suchen per sofort oder 1. Oktober für

unsere Ortsgruppe einen tüchtigen zweiten Orts¬
beamten. Derselbe muß agitatorisch und or¬

ganisatorisch befähigt sein. Bewerbungen sind
mit Angabe der Mitgliedschaftsdausr bis zum
IS. September mit der Aufschrift „Bewerbung"
zu richten an Kollegen Rich. Havbert, Bremen,
Am Deich 871. Zentralverband der Handlungs¬
gehilfen. Ortsgruppe Bremen, Obernstr. 17/19.

Ortsbeamter für Gotha.
Für unsere Ortsgruppe suchen wir möglichst

zu sofort einen tüchtigen Ortsbeamten. Bedin¬

gung: rednerisch, organisatorisch und agitatorisch
befähigt. Gute Kenntnis der Handlungs¬
gehilfenbewegung. Gehalt: tarifmäßig. Um¬

gehende Bewerbungen erbitten an

Ortsgruppe Gotha i. Thüringen.

Geschäftsstelle: Ohrdrufer Straße 1.

Ortsbeamker für Ludwigshafen.
Wir suchen für unsere Orltsgruppe zu so¬

fortigem Eintritt einen tüchtigen Ortsbeamten.

Derselbe muß rednerisch, organisatorisch und agi¬
tatorisch befähigt sein und die Handlungsgehilfen«
bewcgung genau kennen. Bewerbungen mit der

Aufschrift „Bewerbung" sind bis längstens
18. September an Fritz Haagmann in Ludwigs¬
hafen a. Nh., Siegfriedstr. 8. zu richten. Auch
können sich einige Kollegen und Kolleginnen zur

Hauskassierung melden.
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